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(Nr. 1858.) Geſetz, betreffend die Invaliditäts- und Altersverſicherung. Vom 22, Juni 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


I. Umfang und Gegenſtand der Verſicherung. 
§. 1. 


Nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes werden vom vollendeten Verſccherungspflicht 
ſechszehnten Lebensjahre ab verſichert: 


1. Perſonen, welche als Arbeiter, Gehülfen, Geſellen, Lehrlinge oder 
Dienſtboten gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigt werden; 


2. Betriebsbeamte ſowie Handlungsgehülfen und Lehrlinge (ausſchließlich 
der in Apotheken beſchäftigten Gehülfen und Lehrlinge), welche Lohn 
oder Gehalt beziehen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Lohn 
oder Gehalt aber zweitauſend Mark nicht überſteigt, ſowie 

3. die gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigten Perſonen der Schiffsbeſatzung 
deutſcher Seefahrzeuge (§. 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887, Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 329) und von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. Die 
Führung der Reichsflagge auf Grund der gemäß Artikel II §. 7 Abſatz 1 
des Geſetzes vom 15. März 1888 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 71) ertheilten 
Ermächtigung macht das Schiff nicht zu einem deutſchen Seefahrzeuge 
im Sinne dieſes Geſetzes. 
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Ausgegeben zu Berlin den 26. Juni 1889. 


— 8 — 


Ne. 
Durch Beſchluß des Bundesraths kann die Vorſchrift des §. 1 für be 
ſtimmte Berufszweige auch 

1. auf Betriebsunternehmer, welche nicht regelmäßig wenigſtens einen 
Lohnarbeiter beſchäftigen, ſowie 

2. ohne Rückſicht auf die Zahl der von ihnen beſchäftigten Lohnarbeiter 
auf ſolche ſelbſtändige Gewerbetreibende, welche in eigenen Betriebsſtätten 
im Auftrage und für Rechnung anderer Gewerbetreibenden mit der 
Herſtellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt werden 
(Hausgewerbetreibende) / 


erſtreckt werden, und zwar auf letztere auch dann, wenn ſie die Roh- und Hülfs⸗ 
ſtoffe ſelbſt beſchaffen, und auch für die Zeit, während welcher ſie vorübergehend 
für eigene Rechnung arbeiten. 

Durch Beſchluß des Bundesraths kann ferner beſtimmt werden, daß und 
inwieweit Gewerbetreibende, in deren Auftrag und für deren Rechnung von 
Hausgewerbetreibenden (Abſatz 1) gearbeitet wird, gehalten fein ſollen, rückſichtlich 
der Hausgewerbetreibenden und ihrer Gehülfen, Geſellen und Lehrlinge die in 
dieſem Geſetze den Arbeitgebern auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen. 


Als Lohn oder Gehalt gelten auch Tantiemen und Naturalbezüge. Für 
dieſelben wird der Durchſchnittswerth in Anſatz gebracht; dieſer Werth wird von 
der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 

Eine Beſchäftigung, für welche als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt 
wird, gilt im Sinne dieſes Geſetzes nicht als eine die Verſicherungspflicht be⸗ 
gründende Beſchäftigung. 

Durch Beſchluß des Bundesraths wird beſtimmt, inwieweit vorübergehende 
Dienſtleiſtungen als Beſchäftigung im Sinne dieſes Geſetzes nicht anzuſehen ſind. 


$. 4. 

Beamte des Reichs und der Bundesſtaaten, die mit Penſtonsberechtigung 
angeſtellten Beamten von Kommunalverbänden, ſowie Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes, welche dienſtlich als Arbeiter beſchäftigt werden, unterliegen der Ver—⸗ 
ſicherungspflicht nicht. 

Die Verſicherungspflicht tritt für diejenigen Perſonen nicht ein, welche in 
Folge ihres körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes dauernd nicht mehr im Stande 
ſind, durch eine ihren Kräften und Fähigkeiten entſprechende Lohnarbeit mindeſtens 
ein Drittel des für ihren Beſchäftigungsort nach $. 8 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 15. Juni 1883 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 73) feſtgeſetzten Tagelohnes 
gewöhnlicher Tagearbeiter zu verdienen. Dasſelbe gilt von denjenigen Perſonen, 
welche auf Grund dieſes Geſetzes eine Invalidenrente beziehen. 


99 — 


Solche Perſonen, welche vom Reich, von einem Bundesſtaate oder einem 
Kommunalverbande Penſionen oder Wartegelder wenigſtens im Mindeſtbetrage 
der Invalidenrente beziehen, oder welchen auf Grund der reichsgeſetzlichen Beſtim— 
mungen über Unfallverlicherung der Bezug einer jährlichen Rente von mindeſtens 
demſelben Betrage zuſteht, find auf ihren Antrag von der Verſicherungspflicht 
zu befreien. Ueber den Antrag entſcheidet die untere Verwaltungsbehörde des 
Beſchäftigungsortes. Gegen den Beſcheid derſelben iſt die Beſchwerde an die 
zunächſt vorgeſetzte Behörde zuläſſig, welche endgültig entſcheidet. 


$. 5. 


Andere als die unter §. 4 erwähnten Perſonen, welche in Betrieben des 
Reichs, eines Bundesſtaates oder eines Kommunalverbandes beſchäftigt werden, 
genügen der geſetzlichen Verſicherungspflicht durch Betheiligung an einer für den 
betreffenden Betrieb beſtehenden oder zu errichtenden beſonderen Kaſſeneinrichtung, 
durch welche ihnen eine den reichsgeſetzlich vorgeſehenen Leiſtungen gleichwerthige 
Fürſorge geſichert iſt, ſofern bei der betreffenden Kaſſeneinrichtung folgende Vor: 
ausſetzungen zutreffen: 

1. Die Beiträge der Verſicherten dürfen, ſoweit fie für die Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherung in Höhe des reichsgeſetzlichen Anſpruchs entrichtet 
werden, die Hälfte des für den letzteren nach $. 20 zu erhebenden 
Beitrags nicht überſteigen. Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung, 
ſofern in der betreffenden Kaſſeneinrichtung die Beiträge nach einem 
von der Berechnungsweiſe des $. 20 abweichenden Verfahren aufgebracht 
und in Folge deſſen höhere Beiträge erforderlich werden, um die der 
Kaſſeneinrichtung aus Invaliden- und Altersrenten in Höhe des reichs— 
geſetzlichen Anſpruchs obliegenden Leiſtungen zu decken. Sofern hiernach 
höhere Beiträge zu erheben ſind, dürfen die Beiträge der Verſicherten 
diejenigen der Arbeitgeber nicht überſteigen. 

2. Bei Berechnung der Wartezeit und der Rente iſt den bei ſolchen Kaſſen⸗ 
einrichtungen betheiligten Perſonen, ſoweit es ſich um das Maß des 
reichsgeſetzlichen Anſpruchs handelt, unbeſchadet der Beſtimmung des 
F. 32 die bei Verſicherungsanſtalten (F. 41) zurückgelegte Beitragszeit 
in Anrechnung zu bringen. 

3. Ueber den Anſpruch der einzelnen Betheiligten auf Gewährung von 
Invaliden- und Altersrente muß ein ſchiedsgerichtliches Verfahren unter 
Mitwirkung von Vertretern der Verſicherten zugelaflen fein. 

Der Bundesrath beſtimmt auf Antrag der zuſtändigen Reichs, Staats⸗ 
oder Kommunalbehörde, welche Kaſſeneinrichtungen (Penſions-, Alters-, Invaliden⸗ 
kaſſen) den vorſtehenden Anforderungen entſprechen. Den vom Bundesrath an— 
erkannten Kaſſeneinrichtungen dieſer Art wird zu den von ihnen zu leiſtenden 
Invaliden⸗ und Altersrenten der Reichszuſchuß (F. 26 Abſatz 3) gewährt, ſofern 
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ein Anſpruch auf ſolche Renten auch nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes be⸗ 
ſtehen würde. 
$. 6. 


Von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab wird die Betheiligung bei folchen 
vom Bundesrath zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen der Verſicherung in einer Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt gleichgeachtet. Die nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu gewährenden 
Renten werden auf die dabei in Betracht kommenden Verſicherungsanſtalten und 
Kaſſeneinrichtungen nach näherer Beſtimmung der $$. 27, 89, 94 vertheilt. 

Wenn bei einer ſolchen Kaſſeneinrichtung die Beiträge nicht in der nach 
SS. 99 ff. vorgeſchriebenen Form erhoben werden, hat der Vorſtand der Kaſſen⸗ 
einrichtung den aus der letzteren ausſcheidenden Perſonen die Dauer ihrer Be⸗ 
theiligung und für dieſen Zeitraum die Höhe des bezogenen Lohnes, die Zugehörig⸗ 
keit zu einer Krankenkaſſe, ſowie die Dauer etwaiger Krankheiten (§. 17) zu be 
ſcheinigen. Der Bundesrath iſt befugt, über Form und Inhalt der Beſcheinigung 
Vorſchriften zu erlaſſen. 

Sr 


Durch Beſchluß des Bundesraths kann auf Antrag beftimmt werden, daß 
und inwieweit die Beſtimmungen des $. 4 Abſatz 1 auf Beamte, welche von 
anderen öffentlichen Verbänden oder Körperſchaften mit Penſionsberechtigung an⸗ 
geſtellt find, ſowie die Beſtimmungen der $$. 5 und 6 auf Mitglieder anderer 
Kaſſeneinrichtungen, welche die Fürſorge für den Fall der Invalidität oder des 
Alters zum Gegenſtande haben, Anwendung finden ſollen. 


F. 8. 

Soweit nicht die Vorſchrift des §. 1 durch Beſchluß des Bundesraths in 
Gemäßheit der Beſtimmung des $. 2 Abſatz 1 auf die dort bezeichneten Perſonen 
erſtreckt ift, find dieſelben, falls fie das vierzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben und nicht im Sinne des F. 4 Abſatz 2 bereits dauernd erwerbsunfähig 
find, berechtigt, nach Maßgabe dieſes Geſetzes in Lohnklaſſe II ſich ſelbſt zu ver- 
ſichern (§. 120). 

Su 


Gegenſtand der Verficherung ift der Anſpruch auf Gewährung einer In⸗ 
validen⸗ beziehungsweiſe Altersrente. 

Invalidenrente erhält ohne Rückſicht auf das Lebensalter derjenige Ver⸗ 
ſicherte, welcher dauernd erwerbsunfähig iſt. Eine durch einen Unfall herbeigeführte 
Erwerbsunfähigkeit begründet unbeſchadet der Vorſchriften des $. 76 den Anſpruch 
auf Invalidenrente nur inſoweit, als nicht nach den Beſtimmungen der Reichs⸗ 
geſetze über Unfallverſicherung eine Rente zu leiſten iſt. 

Erwerbsunfähigkeit iſt dann anzunehmen, wenn der Verſicherte in Folge 
ſeines körperlichen oder geiſtigen Zuſtandes nicht mehr im Stande iſt, durch eine 
ſeinen Kräften und Fähigkeiten entſprechende Lohnarbeit mindeſtens einen Betrag 
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zu verdienen, welcher gleichkommt der Summe eines Sechſtels des Durchſchnitts 
der Lohnſätze (F. 23), nach welchen für ihn während der letzten fünf Beitragsjahre 
Beiträge entrichtet worden ſind, und eines Sechſtels des dreihundertfachen Betrages 
des nach $. 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 15. Juni 1883 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 73) feſtgeſetzten ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter des 
letzten Beſchäftigungsortes, in welchem er nicht lediglich vorübergehend beſchäftigt 
geweſen iſt. 

Altersrente erhält, ohne daß es des Nachweiſes der Erwerbsunfähigkeit bedarf, 
derjenige Verſicherte, welcher das ſiebenzigſte Lebensjahr vollendet hat. 


F. 10. 


Invalidenrente erhält auch derjenige nicht dauernd erwerbsunfähige Ver⸗ 
ſicherte, welcher während eines Jahres ununterbrochen erwerbsunfähig geweſen iſt, 
für die weitere Dauer ſeiner Erwerbsunfähigkeit. 


Kr me 


Ein Anſpruch auf Invalidenrente ſteht denjenigen Verſicherten nicht zu, 
welche erweislich die Erwerbsunfähigkeit ſich vorſätzlich oder bei Begehung eines 
durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens zugezogen haben. 


Sb 


Die Verſicherungsanſtalt iſt befugt, für einen Erkrankten, der reichsgeſetz⸗ 
lichen Krankenfürſorge nicht unterliegenden Verſicherten das Heilverfahren in dem 
im $. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten Umfange 
zu übernehmen, ſofern als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit zu beſorgen 
iſt, welche einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Invalidenrente begründet. 

Die Verſicherungsanſtalt iſt ferner befugt, zu verlangen, daß die Kranken⸗ 
kaſſe, welcher der Verſicherte angehört oder zuletzt angehört hat, die Fürſorge für 
denſelben in demjenigen Umfange übernimmt, welchen die Verſicherungsanſtalt für 
geboten erachtet. Die Koſten dieſer von ihr beanſpruchten Fürſorge hat die Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt zu erſetzen. Als Erſatz dieſer Koſten iſt die Hälfte des nach dem 
Krankenverſicherungsgeſetze zu gewährenden Mindeſtbetrages des Krankengeldes zu 
leiſten, ſofern nicht höhere Aufwendungen nachgewieſen werden. 

Streitigkeiten zwiſchen den Verſicherungsanſtalten und den betheiligten 
Krankenkaſſen werden, ſofern es ſich um die Geltendmachung dieſer Befugniſſe 
handelt, von der Aufſichtsbehörde der betheiligten Krankenkaſſen endgültig, ſofern 
es ſich um Erſatzanſprüche handelt, im Verwaltungsſtreitverfahren, oder, wo ein 
ſolches nicht befteht, durch die ordentlichen Gerichte entſchieden. 

Wird in Folge der Krankheit der Verſicherte erwerbsunfähig, ſo verliert er, 
falls er ſich den im Abſatz 1 und 2 bezeichneten Maßnahmen entzogen hat, den 
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Anſpruch auf Invalidenrente, ſofern anzunehmen iſt, daß die Erwerbsunfähigkeit 
durch dieſes Verhalten veranlaßt iſt. 


$. 13. 


Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde für ihren Bezirk oder eines 
weiteren Kommunalverbandes für ſeinen Bezirk oder Theile desſelben kann, ſofern 
daſelbſt nach Herkommen der Lohn der in land- oder forſtwirthſchaftlichen Be⸗ 
trieben beſchäftigten Arbeiter ganz oder zum Theil in Form von Naturalleiſtungen 
gewährt wird, beſtimmt werden, daß denjenigen in dieſem Bezirke wohnenden 
Rentenempfängern, welche innerhalb desſelben als Arbeiter in land- und forſt⸗ 
wirthſchaftlichen Betrieben ihren Lohn oder Gehalt ganz oder zum Theil in Form 
von Naturalleiſtungen bezogen haben, auch die Rente bis zu zwei Dritteln ihres 
Betrages in dieſer Form gewährt wird. Der Werth der Naturalleiſtungen wird 
nach Durchſchnittspreiſen in Anſatz gebracht. Dieſelben werden von der höheren 
Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. Die ſtatutariſche Beſtimmung bedarf der Geneh⸗ 
migung der höheren Verwaltungsbehörde. 

Solchen Perſonen, welchen wegen gewohnheitsmäßiger Trunkſucht nach An⸗ 
ordnung der zuſtändigen Behörde geiſtige Getränke in öffentlichen Schankſtätten 
nicht verabfolgt werden dürfen, iſt die Rente in derjenigen Gemeinde, für deren 
Bezirk eine ſolche Anordnung getroffen worden iſt, auch ohne daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſatzes 1 vorliegen, ihrem vollen Betrage nach in Naturalleiſtungen 
zu gewähren. 

Der Anſpruch auf die Rente geht zu demjenigen Betrage, in welchem 
Naturalleiſtungen gewährt werden, auf den Kommunalverband fur deſſen Bezirk 
eine ſolche Beſtimmung getroffen iſt, über, wogegen dieſem die Leiſtung der 
Naturalien obliegt. 

Dem Bezugsberechtigten, auf welchen vorſtehende Beſtimmungen Anwen⸗ 
dung finden ſollen, iſt dies von dem Kommunalverbande mitzutheilen. 

Der Bezugsberechtigte iſt befugt, binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung 
dieſer Mittheilung die Entſcheidung der Kommunalaufſichtsbehörde anzurufen. Auf 
demſelben Wege werden alle übrigen Streitigkeiten entſchieden, welche aus der 
Anwendung dieſer Beſtimmungen zwiſchen dem Bezugsberechtigten und dem Kom⸗ 
munalverbande entſtehen. 

Sobald der Uebergang des Anſpruchs auf Rente endgültig feſtſteht, hat 
auf Antrag des Kommunalverbandes der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt die 
Poſtverwaltung hiervon rechtzeitig in Kenntniß zu ſetzen. 


$. 14. 


Iſt der Berechtigte ein Ausländer, ſo kann er, falls er ſeinen Wohnſitz 
im Deutſchen Reich aufgiebt, mit dem dreifachen Betrage der Jahresrente ab- 
gefunden werden. 


— 103 — 


$. 15. 


Zur Erlangung eines Anſpruchs auf Invaliden- oder Altersrente iſt, außer 
dem Nachweiſe der Erwerbsunfähigkeit beziehungsweiſe des geſetzlich vorgeſehenen 
Alters, erforderlich: 

1. die Zurücklegung der vorgeſchriebenen Wartezeit; 

2. die Leiſtung von Beiträgen. 


$. 16. 
Die Wartezeit (§. 15) beträgt: 

1. bei der Invalidenrente fünf Beitragsjahre 
2. bei der Altersrente dreißig Beitragsjahre. 


$. 17. 

Als Beitragsjahr gelten ſiebenundvierzig Beitragswochen ($. 19). Hierbei 
werden die Beitragswochen, auch wenn ſie in verſchiedene Kalenderjahre fallen, 
unbeſchadet der Vorſchriften des §. 32, bis zur Erfüllung des Beitragsjahres 
zuſammengerechnet. 

Solchen Perſonen, welche, nachdem ſie nicht lediglich vorübergehend in ein 
die Verſicherungspflicht begründendes Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniß eingetreten 
waren, wegen beſcheinigter, mit Erwerbsunfähigkeit verbundener Krankheit für die 
Dauer von ſieben oder mehr aufeinander folgenden Tagen verhindert geweſen 
ſind, dieſes Verhältniß fortzuſetzen, oder behufs Erfüllung der Wehrpflicht in 
Friedens⸗, Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten zum Heere oder zur Marine ein⸗ 
gezogen geweſen find, oder in Mobilmachungs⸗ oder Kriegszeiten freiwillig mili- 
täriſche Dienſtleiſtungen verrichtet haben, werden dieſe Zeiten als Beitragszeiten 
in Anrechnung gebracht. 

Die Dauer einer Krankheit iſt nicht als Beitragszeit in Anrechnung zu 
bringen, wenn der Betheiligte ſich die Krankheit vorſätzlich oder bei Begehung 
eines durch ſtrafgerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuldhafte 
Betheiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch 
geſchlechtliche Ausſchweifungen zugezogen hat. 

Bei Krankheiten, welche ununterbrochen länger als ein Jahr währen, kommt 
die über dieſen Zeitraum hinausreichende Dauer der Krankheit als Beitragszeit 
nicht in Anrechnung. 

$. 18. 

Zum Nachweiſe einer Krankheit ($. 17) genügt die Beſcheinigung des Vor⸗ 
ſtandes derjenigen Krankenkaſſe ($. 135), beziehungsweiſe derjenigen eingeſchriebenen 
oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſe, welcher der 
Verſicherte angehört hat, für diejenige Zeit aber, welche über die Dauer der von 
den betreffenden Kaſſen zu gewährenden Krankenunterſtützung hinausreicht, ſowie 
für diejenigen Perſonen, welche einer derartigen Kaſſe nicht angehört haben, die 
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Beſcheinigung der Gemeindebehörde. Die Kaſſenvorſtände ſind verpflichtet, dieſe 
Beſcheinigungen auszuſtellen und können hierzu von der Aufſichtsbehörde durch 
Geldſtrafe bis zu einhundert Mark angehalten werden. 

Für die in Reichs⸗ und Staatsbetrieben beſchäftigten Perſonen können die 
vorſtehend bezeichneten Beſcheinigungen durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde aus⸗ 
geſtellt werden. 

Der Nachweis geleiſteter Militärdienfte erfolgt durch Vorlegung der Militär⸗ 
papiere. 

$. 19. 

Die Mittel zur Gewährung der Invaliden- und Altersrenten werden vom 
Reich, von den Arbeitgebern und von den Verſicherten aufgebracht. 

Die Aufbringung der Mittel erfolgt ſeitens des Reichs durch Zuſchüſſe zu 
den in jedem Jahre thatſächlich zu zahlenden Renten, ſeitens der Arbeitgeber und 
der Verſicherten durch laufende Beiträge. Die Beiträge entfallen auf den Arbeit⸗ 
geber und den Verſicherten zu gleichen Theilen ($. 116) und find für jede Kalender- 
woche zu entrichten, in welcher der Verſicherte in einem die Verſicherungspflicht 
begründenden Arbeits- oder Dienſtverhältniß geſtanden hat (Beitragswoche). 


$. 20. 

Die Feſtſetzung der für die Beitragswoche zu entrichtenden Beiträge erfolgt 
für die einzelnen Verſicherungsanſtalten ($. 41) im Voraus auf beſtimmte Zeit⸗ 
räume, und zwar erſtmalig für die Zeit bis zum Ablauf von zehn Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ($. 162 Abſatz 2), demnächſt für je fünf 
weitere Jahre. 

Die Höhe der Beiträge iſt unter Berückſichtigung der in Folge von Krank⸗ 
heiten ($. 17 Abſatz 2) entſtehenden Ausfälle fo zu bemeſſen, daß durch dieſelben 
gedeckt werden die Verwaltungskoſten, die Rücklagen zur Bildung eines Reſerve⸗ 
fonds ($. 21), die durch Erſtattung von Beiträgen ($$. 30 und 31) voraus: 
ſichtlich entſtehenden Aufwendungen, ſowie der Kapitalwerth der von der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt aufzubringenden Antheile an denjenigen Renten, welche in dem 
betreffenden Zeitraum vorausſichtlich zu bewilligen ſein werden. 


F. 21. 

Die Rücklagen zum Reſervefonds ſind für die erſte Beitragsperiode ſo zu 
bemeſſen, daß am Schluſſe derſelben der Reſervefonds ein Fünftel des Kapital⸗ 
werths der in dieſer Periode der Verficherungsanſtalt vorausſichtlich zur Laſt 
fallenden Renten beträgt. Sofern der Reſervefonds am Schluſſe der erſten 
Beitragsperiode dieſen Betrag nicht erreicht hat, iſt das Fehlende in den nächſten 
Beitragsperioden aufzubringen. Die Vertheilung auf dieſe Perioden unterliegt 
der Genehmigung des Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Durch das Statut der Verſicherungsanſtalt kann beſtimmt werden, daß 
der Reſervefonds bis zur doppelten Höhe des vorgeſchriebenen Betrages zu er- 


höhen iſt. 
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Der Reſervefonds ſowie deſſen Zinſen dürfen, ſolange der erſtere die vor- 
geſchriebene Höhe noch nicht erreicht hat, nur in dringenden Bedarfsfällen mit 
Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts angegriffen werden. 


F. 22. 


Zum Zweck der Bemeſſung der Beiträge und Renten werden nach der Höhe 
des Jahresarbeitsverdienſtes folgende Klaſſen der Verſicherten gebildet: 
Klaſſe 1 bis zu 350 Mark einſchließlich, 
II von mehr als 350 bis 550 Mark, 
III von mehr als 550 bis 850 Mark, 
IV von mehr als 850 Mark. 

Als Jahresarbeitsverdienſt gilt, ſofern nicht Arbeitgeber und Verſicherter 

darüber einverſtanden ſind, daß ein höherer Betrag zu Grunde gelegt wird: 

1. für die in der Land⸗ und Forſtwirthſchaft beſchäftigten Perſonen, ſoweit 
nicht Ziffer 4 Platz greift, der für fie von der höheren Verwaltungs 
behörde unter Berückſichtigung des §. 3 feſtzuſetzende durchſchnittliche 
Jahresarbeitsverdienſt, beziehungsweiſe der für Betriebsbeamte nach 
§. 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) zu 
ermittelnde Jahresarbeitsverdienſt 

2. für die auf Grund des Geſetzes vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 329) verſicherten Seeleute und anderen bei der Seeſchiffahrt be— 
theiligten Perſonen der Durchſchnittsbetrag des Jahresarbeitsverdienſtes, 
welcher gemäß $$. 6 und 7 a. a. O. vom Reichskanzler, beziehungsweiſe 
von der höheren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt worden iſt ;; 

3. für Mitglieder einer Knappſchaftskaſſe der dreihundertfache Betrag des 
von dem Kaſſenvorſtande feſtzuſetzenden durchſchnittlichen täglichen Arbeits- 
verdienſtes derjenigen Klaſſe von Arbeitern, welcher der Verſicherte 
angehört, jedoch nicht weniger als der dreihundertfache Betrag des ortd- 
üblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter des Beſchäftigungsortes 
($. 8 des Krankenverſicherungsgeſetzes) ; 

4. für Mitglieder einer Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- oder Innungs⸗ 
krankenkaſſe der dreihundertfache Betrag des für ihre Krankenkaſſen⸗ 
beiträge maßgebenden durchſchnittlichen Tagelohnes (§. 20 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes) beziehungsweiſe wirklichen Arbeitsverdienſtes ($. 64 
Ziffer 1 a. a. O.) ; 

5. im Uebrigen der dreihundertfache Betrag des ortsüblichen Tagelohnes ge- 
wöhnlicher Tagearbeiter des Beſchäftigungsortes (§. 8 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes). 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1889. 22 


Lohnklaſſen. 


Berechnung der Renten. 
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F. 23. 
Als Lohnſatz (F. 9 Abſatz 3) gilt: 
für die Lohnklaſſe I der Satz von 300 Mark, 


2 z II z = . 500 
0 . A:. 720 
5 5 5 IV = = 5 960 © 
$. 24 


Die Beiträge müſſen nach den Lohnklaſſen in der Weiſe bemeſſen werden, 
daß durch die in jeder Lohnklaſſe aufkommenden Beiträge die Belaſtung gedeckt 
wird, welche der Verſicherungsanſtalt durch die auf Grund dieſer Beiträge ent⸗ 
ſtehenden Anſprüche vorausſichtlich erwächſt. Dabei iſt jedoch eine aus der Selbſt⸗ 
verſicherung und der freiwilligen Verſicherung vorausſichtlich entſtehende Mehr⸗ 
belaſtung auf alle Lohnklaſſen zu vertheilen. 

Für die bei derſelben Verſicherungsanſtalt in derſelben Lohnklaſſe verſicherten 
Perſonen können die Beiträge nach Berufszweigen verſchieden benieſſen werden. 
Im Uebrigen find die Beiträge für die in derſelben Lohnklaſſe bei einer Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt verſicherten Perſonen gleich zu bemeſſen. 


$. 25. 
Die Renten werden für Kalenderjahre berechnet. Sie beſtehen aus einem, 
vorbehaltlich der Vorſchrift des F. 28 Abſatz 2, von der Verſicherungsanſtalt aufzu⸗ 
bringenden Betrage und aus einem feſten Zuſchuſſe des Reichs. 


$. 26. 

Bei Berechnung des von der Verſicherungsanſtalt aufzubringenden Theiles 
der Invalidenrente wird ein Betrag von ſechszig Mark zu Grunde gelegt. Der⸗ 
ſelbe ſteigt mit jeder vollendeten Beitragswoche 

in der Lohnklaſſe I um 2 Pfennig, 
25 . II. 6 . 
79 . Ve) . 
* 5 5 IV 5 13 E + 

Der von der Verſicherungsanſtalt aufzubringende Theil der Altersrente bes 

trägt für jede Beitragswoche 
in Lohnklaſſe I 4 Pfennig, 
II 


s 5 6 5 
. : III 8 5 
. . IV 10 . 


Dabei werden 1410 Beitragswochen in Anrechnung gebracht. Sind für einen 
Verſicherten Beiträge für mehr als 1410 Beitragswochen in verſchiedenen Lohn⸗ 
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Elaffen entrichtet, fo werden für die Berechnung diejenigen 1410 Beitragswochen 
in Anſatz gebracht, in denen die höchſten Beiträge entrichtet worden find. 
Der Zuſchuß des Reichs beträgt für jede Rente jährlich fünfzig Mark. 
Die Renten ſind in monatlichen Theilbeträgen im Voraus zu zahlen. Die⸗ 
ſelben ſind auf volle fünf Pfennig für den Monat nach oben abzurunden. 


s 


Für einen Verſicherten, welcher bei einer der nach $$. 5 und 7 zugelaſſenen 
Kaſſeneinrichtungen betheiligt geweſen iſt, wird bei der Steigerung der Invaliden⸗ 
rente ſowie bei Berechnung der Altersrente für jede Woche der Betheiligung nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes diejenige Lohnklaſſe in Rechnung gebracht, welcher 
derſelbe nach dem von ihm wirklich bezogenen Lohne angehört haben würde, wenn 
er bei einer Verſicherungsanſtalt verſichert geweſen wäre. Hat der Verſicherte 
gleichzeitig einer Knappſchaftskaſſe oder einer Orts-, Betriebs⸗ (Fabrik⸗), Baus 
oder Innungskrankenkaſſe angehört, fo beſtimmt ſich die in Rechnung zu brin- 
gende Lohnklaſſe nach den Beſtimmungen der Ziffer 3 beziehungsweiſe 4 des $. 22 
Abſatz 2. 

$. 28. 


Für die nach $.17 als Beitragszeit geltende Dauer beſcheinigter Krank 
heiten und militäriſcher Dienftleiftungen wird bei Berechnung der Rente die Lohn— 
klaſſe II zu Grunde gelegt. 

Den auf die Dauer militäriſcher Dienſtleiſtungen entfallenden Antheil der 
Rente übernimmt das Reich ($. 89). 


$. 29. 


Die Invalidenrente beginnt mit dem Tage, an welchem der Verluſt der 
Erwerbsfähigkeit eingetreten iſt. Als dieſer Zeitpunkt gilt, ſofern nicht ein anderer 
in der Entſcheidung feſtgeſtellt wird, der Tag, an welchem der Antrag auf Be⸗ 
willigung der Rente bei der unteren Verwaltungsbehörde geſtellt worden iſt ($. 75). 

Die Altersrente beginnt früheſtens mit dem erſten Tage des einundſieben⸗ 
zigſten Lebensjahres. Dieſelbe kommt in Fortfall, ſobald dem Empfänger In⸗ 
validenrente gewährt wird. 


$. 30. 


Weiblichen Perſonen, welche eine Ehe eingehen, bevor fie in den Genuß einer 
Rente gelangt ſind, ſteht ein Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für ſie ge⸗ 
leiſteten Beiträge zu, wenn die letzteren für mindeſtens fünf Beitragsjahre ent⸗ 
richtet worden find. Dieſer Anſpruch muß binnen drei Monaten nach der Ver⸗ 
heirathung geltend gemacht werden. Mit der Erſtattung erliſcht die durch das 
frühere Verſicherungsverhältniß begründete Anwartſchaft. 
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Erſtattung von Bei⸗ 
trägen. 


Erlöſchen der Anwart⸗ 
ſchaft. 


Veränderung der Der 
haͤltniſſe. 


Wenn eine männliche Perſon, für welche mindeſtens für fünf Beitrags⸗ 
jahre Beiträge entrichtet worden ſind, verſtirbt, bevor ſie in den Genuß einer 
Rente gelangt iſt, ſo ſteht der hinterlaſſenen Wittwe oder, falls eine ſolche nicht 
vorhanden iſt, den hinterlaſſenen ehelichen Kindern unter fünfzehn Jahren ein 
Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für den Verſtorbenen entrichteten Beiträge zu. 

Wenn eine weibliche Perſon, für welche mindeſtens für fünf Beitragsjahre 
Beiträge entrichtet worden ſind, verſtirbt, bevor ſie in den Genuß einer Rente 
gelangt iſt, ſo ſteht den hinterlaſſenen vaterloſen Kindern unter fünfzehn Jahren 
ein Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für die Verſtorbene entrichteten Bei⸗ 
träge zu. 

i Vorſtehende Beſtimmungen finden keine Anwendung, ſofern den Hinter 
bliebenen aus Anlaß des Todes des Verſicherten auf Grund des Unfallverſiche— 
rungsgeſetzes eine Rente gewährt wird. 


F. 32. 


Die aus einem Verſicherungsverhältniß ſich ergebende Anwartſchaft erliſcht, 
wenn während vier aufeinander folgender Kalenderjahre für weniger als insge- 
ſammt ſiebenundvierzig Beitragswochen Beiträge auf Grund des Verſicherungs⸗ 
verhältniſſes oder freiwillig (§. 117) entrichtet worden ſind. 

Die Anwartſchaft lebt wieder auf, ſobald durch Wiedereintreten in eine das 
Verſicherungsverhältniß begründende Beſchäftigung oder durch freiwillige Beitrags⸗ 
leiſtung das Verſicherungsverhältniß erneuert und danach eine Wartezeit von fünf 
Beitragsjahren zurückgelegt iſt. 

333 


Tritt in den Verhältniſſen des Empfängers einer Invalidenrente eine Ver⸗ 
änderung ein, welche ihn nicht mehr als dauernd erwerbsunfähig ($. 9) erſcheinen 
läßt, ſo kann demſelben die Rente entzogen werden. 

Die Entziehung der Rente tritt von dem Tage ab in Wirkſamkeit, an 
welchem der die Entziehung ausſprechende Beſcheid zugeſtellt worden iſt. 

Wird die Rente von Neuem bewilligt, ſo iſt die Zeit des früheren Renten⸗ 
bezuges dem Verſicherten ebenſo wie eine beſcheinigte Krankheitszeit (§. 17 Abſatz 2) 
anzurechnen. 

99634. 
Der nach Maßgabe dieſes Geſetzes erworbene Anſpruch auf Rente ruht: 
1. für diejenigen Perſonen, welche auf Grund der reichsgeſetzlichen Be— 
ſtimmungen über Unfallverſicherung eine Rente beziehen, ſolange und 
ſoweit die Unfallrente unter Hinzurechnung der dieſen Perſonen nach 
dem gegenwärtigen Geſetze zugeſprochenen Rente den Betrag von 415 Mark 
überfteigt; 
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2. für die in den §§. 4 und 7 bezeichneten Beamten und Perſonen des 
Soldatenſtandes, ſolange und ſoweit die denſelben gewährten Penſionen 
oder Wartegelder unter Hinzurechnung der ihnen nach dem gegen— 
wärtigen Geſetze zugeſprochenen Rente den Betrag von 415 Mark 
überfteigen; 

3. ſolange der Berechtigte eine die Dauer von einem Monat überfteigende 
Freiheitsſtrafe verbüßt, oder ſolange er in einem Arbeitshauſe oder in 
einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt 

4. ſolange der Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Durch Beſchluß des 
Bundesraths kann dieſe Beſtimmung für beſtimmte Grenzgebiete außer 
Kraft geſetzt werden. 

n 


Die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden und 
Armenverbänden zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen ſowie ſonſtige geſetz— 
liche, ſtatutariſche oder auf Vertrag beruhende Verpflichtungen zur Fürſorge für 
alte, kranke, erwerbsunfähige oder hülfsbedürftige Perſonen werden durch dieſes 
Geſetz nicht berührt. 

Soweit von einer Gemeinde oder einem Armenverbande an hülfsbedürftige 
Perſonen Unterſtützungen für einen Zeitraum geleiſtet ſind, für welchen dieſen 
Perſonen ein Anſpruch auf Invaliden- oder Altersrente zuſtand, geht der Anſpruch 
auf Rente im Betrage der geleiſteten Unterſtützung auf die Gemeinde oder den 
Armenverband über. Das Gleiche gilt für Betriebsunternehmer und Kaſſen, 
welche die den Gemeinden oder Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur 
Unterftügung Hülfsbedürftiger auf Grund geſetzlicher Vorſchrift erfüllt haben. 


$. 36. 


Fabrikkaſſen, Knappſchaftskaſſen, Seemannskaſſen und andere für gewerbliche, 
landwirthſchaftliche oder ähnliche Unternehmungen beſtehende Kaſſeneinrichtungen, 
welche ihren nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes verſicherten Mitgliedern für 
den Fall des Alters oder der Erwerbsunfähigkeit Renten oder Kapitalien gewähren, 
find berechtigt, dieſe Unterſtützungen für ſolche Perſonen, welche auf Grund dieſes 
Geſetzes einen Anſpruch auf Invaliden⸗ oder Altersrenten haben, um den Werth 
der letzteren oder zu einem geringeren Betrage zu ermäßigen, ſofern gleichzeitig 
die Beiträge der Betriebsunternehmer und Kaſſenmitglieder oder im Falle der Zu— 
ſtimmung der Betriebsunternehmer wenigſtens diejenigen der Kaſſenmitglieder in 
entſprechendem Verhältniß herabgemindert werden. Auf ſtatutenmäßige Kaſſen⸗ 
leiſtungen, welche vor dem betreffenden Beſchluſſe der zuſtändigen Organe, oder 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aus der Kaſſe bewilligt worden ſind, erſtreckt 
ſich die Ermäßigung nicht. 

Die hierzu erforderliche Abänderung der Statuten bedarf der Genehmigung 
der zuſtändigen Landesbehörde. Die letztere iſt befugt, eine entſprechende Abände⸗ 
rung der Statuten ihrerſeits mit rechtsgültiger Wirkung vorzunehmen, ſofern die 


Verhältniß zu anderen 
Anſprüchen. 


Vorrechte ber Reuten. 


Verſicherungsanſtalten. 


— 110 — 


zu den erwähnten Kaſſeneinrichtungen beitragenden Betriebsunternehmer oder die 
Mehrheit der Kaſſenmitglieder die Abänderung beantragt haben, die letztere aber 
von den zuſtändigen Organen der Kaſſe abgelehnt worden iſt. 

Der Ermäßigung der Beiträge bedarf es nicht, ſofern die durch die Herab⸗ 
minderung der Unterſtützungen erſparten Beträge zu anderen Wohlſahrtseinrich⸗ 
tungen für Betriebsbeamte, Arbeiter oder deren Hinterbliebene verwendet werden 
ſollen und dieſe anderweite Verwendung durch das Statut geregelt und von der 
Aufſichtsbehörde genehmigt wird, oder ſoweit die Beiträge in der bisherigen Höhe 
erforderlich ſind, um die der Kaſſe verbleibenden Leiſtungen zu decken. 


F. 37. 


Für Perſonen, welche aus Kaſſen der im F. 36 bezeichneten Art Invaliden⸗ 
oder Altersrenten beziehen, tritt das im $. 32 vorgeſehene Erlöſchen des Ber- 
ſicherungsverhältniſſes nicht ein. 

N 38% 

Die Beſtimmungen der $$. 36 und 37 finden auch auf die zur Fürſorge 
für Invalidität und Alter beſtehenden Kaſſen Anwendung, hinſichtlich deren auf 
Grund ortsſtatutariſcher Beſtimmungen eine Verpflichtung zum Beitritt beſteht. 


F. 39. 


Inſoweit den nach Maßgabe dieſes Geſetzes zum Bezuge von Invaliden⸗ 
renten berechtigten Perſonen ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch 
die Invalidität entſtandenen Schadens gegen Dritte zuſteht, geht derſelbe auf die 
Verſicherungsanſtalt bis zum Betrage der von dieſer zu gewährenden Rente über. 


§. 40. 

Die Rente kann mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch übertragen, 
noch für andere als die im $. 749 Abſatz 4 der Civilprozeßordnung bezeichneten 
Forderungen der Ehefrau und ehelichen Kinder und die der erſatzberechtigten 
Gemeinden oder Armenverbände gepfändet werden. 


II. Organiſation. 


F. 41. 

Die Invaliditäts- und Altersverſicherung erfolgt durch Verſicherungsanſtalten, 
welche nach Beſtimmung der Landesregierungen für weitere Kommunalverbände 
ihres Gebiets oder für das Gebiet des Bundesſtaates errichtet werden. 

Auch kann für mehrere Bundesſtaaten oder Gebietstheile derſelben, ſowie 
für mehrere weitere Kommunalverbände eines Bundesſtaates eine gemeinſame 
Verſicherungsanſtalt errichtet werden. 
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In der Verſicherungsanſtalt ſind alle diejenigen Perſonen verſichert, deren 
Beſchäftigungsort im Bezirke der Verſicherungsanſtalt liegt. Soweit die Be⸗ 
ſchäftigung in einem Betriebe ſtattfindet, deſſen Sitz im Inlande belegen iſt, gilt 
als Beſchaͤftigungsort der Sitz des Betriebes. 


$. 42. 

Die Errichtung der Verſicherungsanſtalten bedarf der Genehmigung des 
Bundesraths. Soweit die Genehmigung nicht ertheilt wird, kann der Bundes⸗ 
rath nach Anhörung der betheiligten Landesregierungen die Errichtung von Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten anordnen. 

8 §. 43. 

Der Sitz der Verſicherungsanſtalt wird durch die Landesregierung beſtimmt. 

Iſt die Verſicherungsanſtalt für mehrere Bundesſtaaten oder Gebietstheile 
derſelben errichtet, ſo beſtimmt den Sitz, falls eine Vereinbarung der betheiligten 
Landesregierungen nicht zu Stande kommt, der Bundesrath. 


F. 44. 


Die Verſicherungsanſtalt kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und verklagt werden. Für ihre 
Verbindlichkeiten haftet den Gläubigern das Anſtaltsvermögen, ſoweit dasſelbe 
zur Deckung der Verpflichtungen der Verſicherungsanſtalt nicht ausreicht, der 
Kommunalverband, für welchen die Verſicherungsanſtalt errichtet iſt, im Un⸗ 
vermögensfalle desſelben oder wenn die Verſicherungsanſtalt für den Bundesſtaat 
errichtet iſt, der Bundesſtaat. 

Iſt die Verſicherungsanſtalt für mehrere Kommunalverbände oder Bundes— 
ſtaaten oder Theile ſolcher errichtet, fo bemißt ſich deren im Falle der Unzuläng⸗ 
lichkeit des Anſtaltsvermögens eintretende Haftung nach dem Verhältniß der auf 
Grund der letzten Volkszählung feſtgeſtellten Bevölkerungsziffer derjenigen Bezirke, 
mit welchen ſie an der Verſicherungsanſtalt betheiligt ſind. 

Das Vermögen der Verſicherungsanſtalt darf für andere als die in dieſem 
Geſetze vorgeſehenen Zwecke nicht verwendet werden. Ihre Einnahmen und Aus- 
gaben ſind geſondert zu verrechnen, ihre Beſtände geſondert zu verwahren. 

Die Verſicherungsanſtalt darf andere als die in dieſem Geſetze ihr über⸗ 
tragenen Geſchäfte nicht übernehmen. 


§. 45. 

Die durch die erſte Einrichtung der Verſicherungsanſtalt entſtehenden Koſten 
find von dem Kommunalverbande oder dem Bundesſtaate, für welchen fie errichtet 
wird, vorzuſchießen. Für gemeinſame Verſicherungsanſtalten ſind die Vorſchüſſe 
beim Mangel einer Vereinbarung nach dem im 6. 44 Abſatz 2 vorgeſehenen 
Verhältniß zu leiſten. 

Die geleiſteten Vorſchüſſe ſind von der Verſicherungsanſtalt aus den zunächſt 
eingehenden Verſicherungsbeiträgen zu erſtatten. 


Vorſtand. 


Ausſchuß. 
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F. 46. 


Die Verſicherungsanſtalt wird durch einen Vorſtand verwaltet, ſoweit nicht 
einzelne Angelegenheiten durch Geſetz oder Statut dem Ausſchuſſe oder anderen 
Organen übertragen ſind. 

Der Vorſtand hat die Verſicherungsanſtalt gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten. Die Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und 
Rechtshandlungen, für welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. 

Die Vertretung der Verſicherungsanſtalt gegenüber dem Vorſtande wird 
durch das Statut geregelt. 


F. 47. 


Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt hat die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Behörde. Seine Geſchäfte werden von einem oder mehreren Beamten des weiteren 
Kommunalverbandes oder Bundesſtaates, für welchen die Verſicherungsanſtalt 
errichtet iſt, wahrgenommen. Dieſe Beamten werden nach Maßgabe der landes⸗ 
gefeglichen Vorſchriften von dem Kommunalverbande beziehungsweiſe von der 
Landesregierung beſtellt. Die Bezüge dieſer Beamten und ihrer Hinterbliebenen 
ſind von der Verſicherungsanſtalt zu vergüten. 

Durch das Statut kann beſtimmt werden, daß dem Vorſtande neben den 
vorgenannten Beamten noch andere Perſonen angehören ſollen. Dieſelben können 
nach Beſtimmung des Statuts beſoldet oder unbeſoldet ſein. Sofern an die nach 
Beſtimmung des Statuts beſtellten Mitglieder Beſoldungen zu gewähren ſind, 
hat der Ausſchuß (F. 48) oder nach Beſtimmung des Statuts der Aufſichtsrath 
($. 51) die Anſtellungsbedingungen feſtzuſetzen. 

Die Form, in welcher der Vorſtand ſeine Willenserklärungen kundzugeben 
und für die Verſicherungsanſtalt zu zeichnen hat, wird durch das Statut beſtimmt. 


$. 48. 


Für jede Verſicherungsanſtalt wird ein Ausſchuß gebildet, welcher aus 
mindeſtens je fünf Vertretern der Arbeitgeber und der Verſicherten beſteht. Die 
Zahl der Vertreter wird bis zur Genehmigung des Statuts durch die Landes⸗ 
Zentralbehörde, ſpäter durch das Statut beſtimmt. Die Anzahl der Vertreter 
der Arbeitgeber und der Verſicherten muß gleich ſein. 

Dieſe Vertreter werden von den Vorſtänden der im Bezirke der Verſicherungs⸗ 
anſtalt vorhandenen Orts-, Betriebs- (Fabrik-), Bau- und Innungskrankenkaſſen, 
Knappſchaftskaſſen, Seemannskaſſen und anderer zur Wahrung von Intereſſen der 
Seeleute beſtimmter, obrigkeitlich genehmigter Vereinigungen von Seeleuten gewählt. 
Soweit die im $. 1 bezeichneten Perſonen ſolchen Kaſſen nicht angehören, iſt nach 
Beſtimmung der Landesregierung den Vertretungen der weiteren Kommunalver- 
bände oder den Verwaltungen der Gemeindekrankenverſicherung beziehungsweiſe 
landesrechtlichen Einrichtungen ähnlicher Art eine der Zahl dieſer Perſonen ent- 
ſprechende Betheiligung an der Wahl einzuräumen. Soweit die Vorſtände der 
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bezeichneten Kaſſen und Vereinigungen aus Vertretern der Arbeitgeber und Ver⸗ 
tretern der Arbeitnehmer zuſammengeſetzt ſind, nehmen bei der Wahl die den 
Arbeitgebern angehörenden Mitglieder des Vorſtandes nur an der Wahl der Ver⸗ 
treter der Arbeitgeber, die den Verſicherten angehörenden Mitglieder des Vorſtandes 
nur an der Wahl der Vertreter der Verſicherten Theil. 


$. 49. 


Die Wahl der Vertreter erfolgt nach näherer Beſtimmung einer Wahl: 
ordnung, welche von der Landes⸗Zentralbehörde oder der von dieſer beſtimmten 
Behörde zu erlaſſen iſt, unter Leitung eines Beauftragten dieſer Behörde. 

Für jeden Vertreter ſind ein erſter und zweiter Erſatzmann zu wählen, welche 
denſelben in Behinderungsfällen zu erſetzen und im Falle des Ausſcheidens für 
den Reſt der Wahlperiode in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die Ausſcheidenden können wieder⸗ 
gewählt werden. 

Streitigkeiten über die Wahlen werden von derjenigen Behörde entſchieden, 
welche die Wahlordnung erlaſſen hat. 


F. 50. 


Wählbar zu Vertretern ſind nur deutſche, männliche, großjährige, im Bezirke 
der Verſicherungsanſtalt wohnende Perſonen, welche ſich im Beſitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden und nicht durch richterliche Anordnung in der Verfügung 
über ihr Vermögen beſchränkt ſind. 

Wählbar zu Vertretern der Arbeitgeber ſind nur die Arbeitgeber der nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen und die bevollmächtigten Leiter ihrer 
Betriebe, zu Vertretern der Verſicherten die auf Grund dieſes Geſetzes verſicherten 
Perſonen. 

$. 51. 


Durch das Statut kann die Bildung eines Aufſichtsraths angeordnet werden. 
Ein Aufſichtsrath muß gebildet werden, wenn nach dem Statut dem Vorſtande 
Vertreter der Arbeitgeber und Verſicherten nicht angehören. Der Aufſichtsrath 
hat die Geſchäftsführung des Vorſtandes zu überwachen und die ihm durch das 
Statut außerdem übertragenen Obliegenheiten zu erfüllen. 

Wird ein Aufſichtsrath gebildet, ſo müſſen die Mitglieder desſelben den 
Anforderungen des §. 50 genügen. Die Anzahl der Vertreter der Arbeitgeber 
und der Verſicherten muß gleich ſein. Der Aufſichtsrath iſt befugt, die Berufung 
des Ausſchuſſes zu verlangen, ſobald ihm dies im Intereſſe der Verſicherungsanſtalt 
erforderlich erſcheint. 

Als örtliche Organe der Verſicherungsanſtalt werden Vertrauensmänner aus 
dem Kreiſe der Arbeitgeber und der Verſicherten beſtellt. 

Die Mitglieder des Aufſichtsraths und die Vertrauensmänner dürfen nicht 
Mitglieder des Vorſtandes ſein. 

Reichs -Geſeßbl. 1889. 23 
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mil 
Diejenigen Verſicherten ($$. 1, 2, 8, 117), welche als Arbeitgeber ver- 
ſicherungspflichtige Perſonen nicht blos vorübergehend beſchäftigen, werden hinſichtlich 
der Bildung des Ausſchuſſes, des Aufſichtsraths und des Schiedsgerichts, ſowie 
hinſichtlich der Beſtellung als Vertrauensmänner der Klaſſe der Arbeitgeber zus 
gerechnet. 
$. 53. 
Bei Abſtimmungen des Ausſchuſſes und des Auffſichtsraths giebt im Falle 
der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 54. 
Für jede Verſicherungsanſtalt iſt ein Statut zu errichten, welches von dem 
1 beſchloſſen wird. Dasſelbe muß Beſtimmung treffen: 

. über die Zahl der Mitglieder, die Obliegenheiten und Befugniſſe ſowie 
die Berufung des Ausſchuſſes, über die Beſtellung des Vorſitzenden 
desſelben und über die Art der Beſchlußfaſſung; 

2. für den Fall der Beſtellung eines Aufſichtsraths ($. 51) über die Art 
ſeiner Beſtellung, die Zahl ſeiner Mitglieder, ſeine Obliegenheiten und 
Befugnifle; 

3. über die Art der Beſtellung der Vertrauensmänner ($. 51 Abſatz 3) 
ſowie über ihre Obliegenheiten und Befugniffe; 

4. über die Form, in welcher der Vorſtand ſeine Willenserklärungen 
kundzugeben und für die Verſicherungsanſtalt zu zeichnen hat, ſowie 
für den Fall, daß dem Vorſtande neben dem im F. 47 Abſatz 1 
bezeichneten Beamten noch andere Perſonen angehören ſollen (F. 47 
Abſatz 2), über die Art, in welcher die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes 
und feine Vertretung nach außen erfolgen foll; 

5. über die Vertretung der Verſicherungsanſtalt gegenüber dem Vorſtande 
($. 46 Abſatz 3), 

6. über die Zahl der Schiedsgerichtsbeiſitzer; 

7. über die Höhe der nach $$. 47 Abſatz 2 und 58 zu gewährenden 
Vergütungen; 

8. über die Aufftellung und Abnahme der Jahresrechnung, ſoweit hierüber 
nicht von der Landes⸗Zentralbehörde Beſtimmungen getroffen werden; 

9. über die Veröffentlichung der Rechnungsabſchlüſſe ; 

10. über die öffentlichen ** durch welche Bekanntmachungen zu 
erfolgen haben; 

11. über die Vorausſetzungen einer Abänderung des Statuts. 
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8 
Dem Ausſchuſſe müſſen vorbehalten werden: 
1. die Wahl der Beiſitzer der Schiedsgerichte; 
2. die Prüfung der Jahresrechnung und die Aufſtellung von Erinnerungen 
gegen dieſelbe 
3. die een über die Bildung von Rückverſicherungsverbänden 
(§. 65) / 
4. die Abänderung des Statuts, 
falls ein Aufſichtsrath nicht gebildet worden iſt, die Ueberwachung der 
Geſchäftsführung des Vorſtandes. 


F. 56. 

Das Statut bedarf zu feiner Gültigkeit der Genehmigung des Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamts. Dem letzteren ſind die von dem Ausſchuſſe über das Statut 
gefaßten Beſchlüſſe mit den Protokollen durch den Vorſtand binnen einer Woche 
einzureichen. 

Gegen die Entſcheidung des Reichs⸗Verſicherungsamts, durch welche die Ge- 
nehmigung verſagt wird, findet binnen einer Friſt von vier Wochen, vom Tage 
der Zuftellung an den Vorſtand ab, die Beſchwerde an den Bundesrath ſtatt. 

Wird innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde nicht eingelegt, oder wird die Ver- 
ſagung der Genehmigung des Statuts vom Bundesrath aufrecht erhalten, ſo hat 
das Reichs⸗Verſicherungsamt innerhalb vier Wochen eine abermalige Beſchluß⸗ 
faſſung anzuordnen. Wird auch dem anderweit beſchloſſenen Statut die Geneh⸗ 
migung endgültig verſagt, oder kommt ein Beſchluß des Ausſchuſſes über das 
Statut nicht zu Stande, fo wird ein ſolches vom Reichs⸗Verſicherungsamt er⸗ 
laſſen. In letzterem Falle hat das Neichs-Verſicherungsamt auf Koften der Ver⸗ 
. die zur Ausführung des Statuts erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung des Reichs-Ver— 
ſicherungsamts. Gegen die Verſagung der Genehmigung findet binnen vier Wochen, 
vom Tage der Zuſtellung ab, die Beſchwerde an den Bundesrath ſtatt. 

Nach Feſtſtellung des Statuts ſind durch den Vorſtand im Reichs-Anzeiger 
und in dem für die Veröffentlichungen der Landes⸗Zentralbehörde beſtimmten 
Blatte der Name, Sitz und Bezirk der Verſicherungsanſtalt ſowie der Name des 
Vorſitzenden des Vorſtandes bekannt zu machen. Veränderungen ſind in gleicher 
Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


99. 
Den Vorſitz im Ausſchuſſe führt bis zur Genehmigung des Statuts der 
Vorſitzende des Vorſtandes der Verſicherungsanſtalt. Derſelbe beruft die Mitglieder 
des Ausſchuſſes. Für diejenigen Mitglieder, welche am Erſcheinen behindert ſind 
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und dies dem Vorſitzenden des Vorſtandes rechtzeitig mittheilen, find die Erſatz— 
männer zu laden. 

Die Mitglieder des über das Statut berathenden Ausſchuſſes erhalten für 
ihre Theilnahme an dieſen Berathungen Vergütungen, welche von der Landes— 
Zentralbehörde zu beſtimmen ſind. 


$. 58. 


Die unbeſoldeten Mitglieder des Vorſtandes, die Mitglieder des Ausſchuſſes 
und des Aufſichtsraths, die Vertrauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiſitzer ver— 
walten ihr Amt als Ehrenamt und erhalten nach den durch das Statut zu be⸗ 
ſtimmenden Sätzen nur Erſatz für baare Auslagen, die Vertreter der Verſicherten 
außerdem Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienſt. 


F. 59. 


Die Mitglieder des Vorſtandes, des Ausſchuſſes und des Aufſichtsraths, 
ſowie die Vertrauensmänner haften der Verſicherungsanſtalt für getreue Geſchäfts⸗ 
verwaltung wie Vormünder ihren Mündeln. 

Die Mitglieder des Vorſtandes, des Ausſchuſſes, des Aufſichtsraths, ſowie 
die Vertrauensmänner, welche abſichtlich zum Nachtheil der Verſicherungsanſtalt 
handeln, unterliegen der Strafbeſtimmung des F. 266 des Strafgeſetzbuchs. 


F. 60. 


Wahlen zu ſolchen Stellen, welche als Ehrenamt wahrzunehmen ſind, können 
von den Arbeitgebern der nach Maßgabe dieſes Geſetzes verſicherten Perſonen und 
von bevollmächtigten Betriebsleitern ſolcher Arbeitgeber nur aus denſelben Gründen 
abgelehnt werden, aus welchen die Ablehnung des Amts eines Vormundes zus 
läſſig iſt. Die Wahrnehmung eines auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze über⸗ 
tragenen Ehrenamts ſteht der Führung einer Vormundſchaft gleich. Durch das 
Statut (§. 54) können die Ablehnungsgründe anders geregelt werden. Die be 
zeichneten Perſonen, welche eine Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnen, oder ſich 
der Ausübung ihres Amts ohne hinreichende Entſchuldigung entziehen, werden, 
ſoweit beſondere Beſtimmungen nicht getroffen find ($. 73), vom Vorſtande mit 
Geldſtrafen bis zu eintauſend Mark belegt. 

Die Wiederwahl kann für eine Wahlperiode abgelehnt werden. 


$. 61. 


Solange die Wabl der gefeglichen Organe der Verſicherungsanſtalt nicht 
zu Stande kommt, oder ſolange dieſe Organe die Erfüllung ihrer geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Obliegenheiten verweigern, hat der Vorſitzende des Vorſtandes die 
letzteren auf Koſten der Verſicherungsanſtalt wahrzunehmen oder durch Be— 
auftragte wahrnehmen zu laſſen. 


Die Vertreter der Verſicherten haben in jedem Falle, in welchem fie zur Unbehinderte Ausübung 
Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten berufen werden, die Arbeitgeber hiervon in der Fanttionen. 
Kenntniß zu ſetzen, widrigenfalls ihnen die im F. 58 vorgeſehenen Entſchädigungen 
verſagt werden können. Die Nichtleiſtung der Arbeit während der Zeit, in welcher 
die bezeichneten Perſonen durch die Wahrnehmung jener Obliegenheiten an der 
Arbeit verhindert ſind, berechtigt den Arbeitgeber nicht, das Arbeitsverhältniß vor 
dem Ablauf der vertragsmäßigen Dauer desſelben aufzuheben. 


$. 63. 


Für den Bezirk einer jeden Verſicherungsanſtalt wird zur Wahrung der Staatstommifier. 
Intereſſen der übrigen Verſicherungsanſtalten und des Reichs von der Landes⸗ 
regierung im Einvernehmen mit dem Reichskanzler ein Kommiſſar beſtellt. Derſelbe 
iſt insbeſondere befugt, allen Verhandlungen der Organe der Verſicherungsanſtalt 
mit berathender Stimme und den Verhandlungen vor den Schiedsgerichten bei- 
zuwohnen, Anträge zu ſtellen, gegen ſolche Entſcheidungen, durch welche die 
Erwerbsunfähigkeit anerkannt oder eine Rente feſtgeſetzt wird ($$. 75 und 77), 
die zuläſſigen Rechtsmittel einzulegen und Einſicht in die Akten zu nehmen. Zu 
Ale Zweck iſt ihm von den Verhandlungsgegenſtänden rechtzeitig Kenntniß 
zu geben. 

Die Thätigkeit des Kommiſſars erſtreckt ſich auch auf diejenigen nach 
§§. 5 und 7 zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen, welche im Bezirke des Kommiſſars 
ihren Sitz haben. 

Der Bundesrath iſt befugt, für die Kommiſſare Geſchäftsanweiſungen 
zu erlaſſen. 


$. 64. 
Auf gemeinſame Verſicherungsanſtalten finden die vorſtehenden Be: Gemeinſame 
ſtimmungen mit folgenden Maßgaben Anwendung: Verſicherungsanſtalten. 


1. für die Beſtellung der dem Vorſtande angehörenden Beamten ($. 47) 
und für deren dienſtliche Verhältniſſe find die am Sitze der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt geltenden Vorſchriften maßgebend. Erſtreckt ſich der 
Bezirk der Verſicherungsanſtalt über Gebiete mehrerer Bundesſtaaten, 
ſo entſcheidet über die Beſtellung der Beamten, falls ein Einverſtändniß 
unter den betheiligten Landesregierungen nicht erzielt wird, der 
Bundesrath; 

2. die im F. 48 Abſatz 1 vorgeſehene Beſtimmung der Zahl der Vertreter 
wird, wenn ſich der Bezirk der Verſicherungsanſtalt über die Gebiete 
mehrerer Bundesſtaaten erſtreckt und ein Einverſtändniß unter den be⸗ 
theiligten Landesregierungen nicht erzielt wird, vom Bundesrath getroffen; 
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3. die im F. 49 Abſatz 1 bezeichnete Wahlordnung wird, ſofern ſich der 
Bezirk der Here e über die Gebiete mehrerer Bundesſtaaten 
erſtreckt, vom Reichs⸗Verſicherungsamt erlaſſen / 

4. der Erlaß der nach $. 54 Ziffer 8 zuläſſigen Beſtimmungen über die 
Aufſtellung und Abnahme der Jahresrechnung, die Regelung der Ver⸗ 
gütung an die Mitglieder des das Statut berathenden Ausſchuſſes 
(F. 57 Abſatz 2), ſowie die Ernennung des Staatskommiſſars ($. 63 
Abſatz 1) erfolgt durch die Regierung desjenigen Bundesſtaates, in 
welchem ſich der Sitz der Verſicherungsanſtalt befindet. 


$. 65. 


Mehrere Verſicherungsanſtalten können vereinbaren, die Laſten der In⸗ 
validitäts⸗ und Altersverſicherung ganz oder zum Theil gemeinſam zu tragen. 


$. 66. 


Veränderungen der Bezirke der Verſicherungsanſtalten find zuläſſig, ſofern 
ſie von dem Ausſchuſſe einer betheiligten Verſicherungsanſtalt oder von der Re⸗ 
gierung eines Bundesſtaates, über deſſen Gebiet ſich die Verſicherungsanſtalt erſtreckt, 
beantragt und von dem Bundesrath genehmigt werden. Vor der Beſchlußfaſſung 
über die Genehmigung ſind die Ausſchüſſe der betheiligten Verſicherungsanſtalten, 
ſowie die Regierungen derjenigen Bundesſtaaten, deren Gebiete bei der Veränderung 
betheiligt find, zu hören. Bei Verſicherungsanſtalten für die Bezirke weiterer 
Kommunalverbände ſind auch die Vertretungen der letzteren befugt, Anträge auf 
Veränderungen zu ſtellen; vor der Genehmigung von Veränderungen der Bezirke 
ſolcher Verſicherungsanſtalten müſſen die Vertretungen der betheiligten Kommunal⸗ 
verbände gehört werden. 

8 

Scheiden örtliche Bezirke aus dem Bezirke einer Verſicherungsanſtalt aus, 
ſo verbleibt der letzteren in vollem Umfange das bis zum Zeitpunkte des Aus⸗ 
ſcheidens angeſammelte Vermögen, ſowie die Verpflichtung zur Befriedigung aller 
Anſprüche, welche auf Verwendung von Beitragsmarken dieſer Verſicherungs⸗ 
anſtalt beruhen. 

Führt die Veränderung zur Auflöſung der Verſicherungsanſtalt, ſo geht 
deren Vermögen mit allen Rechten und Pflichten, ſofern nicht eine andere Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt mit Genehmigung der betheiligten Landesregierungen dieſes Ver⸗ 
mögen übernimmt, auf den weiteren Kommunalverband beziehungsweiſe Bundes⸗ 
ſtaat über, für welchen die Verſicherungsanſtalt errichtet war. 

Für gemeinſame Verſicherungsanſtalten erfolgt die antheilige Uebernahme 
des Vermögens mit allen Rechten und Pflichten durch die betheiligten Kommunal⸗ 
verbände oder Bundesſtaaten, und zwar, ſofern darüber eine Einigung nicht zu 
Stande kommt, nach Beſtimmung des Bundesraths, oder, wenn nur Kommunal⸗ 
verbände eines Bundesſtaates betheiligt find, der Landes⸗Zentralbehörde. 
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$. 68. 


Streitigkeiten, welche in Betreff der Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen 
den betheiligten Verſicherungsanſtalten entſtehen, werden mangels Verſtändigung 
über eine ſchieds richterliche Entſcheidung von dem Reichs-Verſicherungsamt 
entſchieden. 

A 00, 

Auf den Anſchluß oder das Ausſcheiden der nach §§. 5 und 7 zugelaſſenen 
Kaſſeneinrichtungen finden die Beltunmungen der § . 66 bis 68 entſprechende 
Anwendung. 


III. Schiedsgerichte. 


§. 70. 

Für den Bezirk jeder Verſicherungsanſtalt wird mindeſtens ein Schieds— 
gericht errichtet. 

Die Zahl und der Sitz der Schiedsgerichte werden von der Zentralbehörde 
des Bundesſtaates, zu welchem der Bezirk der Verſicherungsanſtalt gehört, oder, 
ſofern der Bezirk über die Grenzen eines Bundesſtaates hinausgeht, im Ein⸗ 
vernehmen mit den betheiligten Zentralbehörden von dem Reichs-Verſicherungsamt 
beſtimmt. 

$. 71. 


Jedes Schiedsgericht beſteht aus einem ſtändigen Vorſitzenden und aus 
Beiſitzern. Die Zahl der Beiſitzer muß aus der Klaſſe der Arbeitgeber und der 
Verſicherten mindeſtens je zwei betragen. 

Der Vorſitzende wird aus der Zahl der öffentlichen Beamten von der Zentral⸗ 
behörde des Bundesſtaates, in welchem der Sitz des Schiedsgerichts belegen iſt, 
ernannt. Für den Vorſitzenden iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu ernennen, 
welcher ihn in Behinderungsfällen vertritt. 

Die Beiſitzer werden in der durch das Statut beſtimmten Zahl von dem 
Ausſchuſſe der Verſicherungsanſtalt, und zwar zu gleichen Theilen in getrennter 
Wahlhandlung von den Arbeitgebern und den Verſicherten, nach einfacher Stimmen— 
mehrheit gewählt. Bezüglich der Wählbarkeit gelten die Beſtimmungen des §. 50, 
bezüglich der Ablehnungsgründe die Beſtimmungen des F. 60. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die Gewählten bleiben nach Ablauf 
dieſer Zeit ſolange im Amt, bis ihre Nachfolger ihr Amt angetreten haben. 
Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 


ee 
Name und Wohnort des Schiedsgerichtsvorſitzenden und ſeines Stellvertreters, 


ſowie der Beiſitzer ſind von der Landes⸗Zentralbehörde in dem zu deren amtlichen 
Veröffentlichungen beſtimmten Blatte bekannt zu machen. 


Schiedsgerichte. 


Jeſtſtellung der Rente. 
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F. 73. 


Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter, ſowie die Beiſitzer find auf die 
gewiſſenhafte Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts eidlich zu verpflichten. 

Die Feſtſetzung der den Beiſitzern zu gewährenden Vergütungen ($. 58), 
ſowie der baaren Auslagen erfolgt durch den Vorſitzenden. 

Perſonen, welche die Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnen, oder ſich der 
Ausübung ihres Amts ohne hinreichende Entſchuldigung entziehen, werden vom 
Vorſitzenden mit Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark belegt. 

Kommt eine Wahl nicht zu Stande oder verweigern die Gewählten ihre 
Dienſtleiſtung, ſo hat, ſolange und ſoweit dies der Fall iſt, die untere Verwal⸗ 
tungsbehörde, in deren Bezirk der Sitz des Schiedsgerichts belegen iſt, die Beiſitzer 
aus der Zahl der Arbeitgeber beziehungsweiſe Verſicherten zu ernennen. 


F. 74. 


Der Vorſitzende beruft das Schiedsgericht und leitet die Verhandlungen 
desſelben. Durch das Statut können über die Reihenfolge, in welcher die Beiſitzer 
zu den Verhandlungen zuzuziehen ſind, Beſtimmungen getroffen werden. 

Das Schiedsgericht iſt befugt, Zeugen und Sachverſtändige, auch eidlich, 
zu vernehmen. 

Das Schiedsgericht entſcheidet in der Beſetzung von drei Mitgliedern, unter 
denen ſich ein Arbeitgeber und ein Verſicherter befinden muß. 

Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts erfolgen nach Stimmenmehrheit. 

Im Uebrigen wird das Verfahren vor dem Schiedsgerichte durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths geregelt. 

Die Koſten des Schiedsgerichts, ſowie die Koſten des Verfahrens vor dem⸗ 
ſelben trägt die Verſicherungsanſtalt. Das Schiedsgericht iſt jedoch befugt, den 
Betheiligten ſolche Koſten des Verfahrens zur Laſt zu legen, welche durch un- 
begründete Beweisanträge derſelben veranlaßt worden ſind. 

Dem Vorſitzenden des Schiedsgerichts und deſſen Stellvertreter darf eine 
Vergütung von der Verſicherungsanſtalt nicht gewährt werden. 


IV. Verfahren. 


F. 75. 


Perſonen, welche den Anſpruch auf Bewilligung einer Invaliden- oder 
Altersrente erheben, haben dieſen Anſpruch bei der für ihren Wohnort zuſtändigen 
unteren Verwaltungsbehörde anzumelden. Der Anmeldung ſind die Quittungs⸗ 
karte ſowie die ſonſtigen zur Begründung des Anſpruchs dienenden Beweisſtücke 
beizufügen. Handelt es ſich um Bewilligung einer Invalidenrente, ſo hat die 
untere Verwaltungsbehörde die für den Wohnort des Antragſtellers zuſtändigen 


Ba 


Vertrauensmänner zu hören und dem Vorſtande derjenigen im F. 48 Abſatz 2 
bezeichneten Krankenkaſſe u. ſ. w., welcher der Antragſteller angehört, Gelegenheit 
zu geben, ſich binnen einer angemeſſenen Friſt über den Antrag zu äußern. Die 
untere Verwaltungsbehörde hat den Antrag unter Anſchluß der beigebrachten Ur⸗ 
kunden und entſtandenen Verhandlungen mit ihrer gutachtlichen Aeußerung dem 
Vorſtande derjenigen Verſicherungsanſtalt zu überſenden, an welche ausweislich der 
Quittungskarte zuletzt Beiträge entrichtet worden waren. 

Der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt hat den Antrag zu prüfen und, 
ſofern der Antrag nicht ohne Weiteres abzuweiſen iſt, die früheren Quittungskarten 
einzufordern ($. 107). Erſcheinen die beigebrachten Beweisſtücke zur Abgabe einer 
Entſcheidung nicht ausreichend, ſo ſind weitere Erhebungen zu veranlaſſen. Die 
Koſten derſelben fallen der Verſicherungsanſtalt zur Laſt. 

Wird der angemeldete Anſpruch anerkannt, ſo iſt die Höhe der Rente ſofort 
feſtzuſtellen. Dem Empfangsberechtigten iſt ſodann ein ſchriftlicher Beſcheid zu ev 
theilen, aus welchem die Art der Berechnung der Rente zu erſehen iſt. Abſchrift 
des Beſcheides iſt dem Staatskommiſſar ($. 63) zuzuſtellen. 

Wird der angemeldete Anſpruch nicht anerkannt, ſo iſt derſelbe durch ſchrift— 
lichen, mit Gründen verſehenen Beſcheid abzulehnen. 


$. 76. 


Die Annahme, daß die Erwerbsunfähigkeit durch einen nach den Unfall: 
verſicherungsgeſetzen zu entſchädigenden Unfall verurſacht iſt, begründet nicht die 
Ablehnung des Anſpruchs auf Invalidenrente. Es iſt vielmehr, ſofern im Uebrigen 
der Anſpruch gerechtfertigt erſcheint, die Invalidenrente feſtzuſtellen. 

Die Verſicherungsanſtalten ſind berechtigt, die verpflichtete Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft wegen Erſatzes der dem Invaliden gezahlten Rente in Anſpruch zu nehmen. 

Wird die Verpflichtung zur Gewährung einer Unfallentſchädigung beſtritten, 
jo iſt darüber in dem durch $$. 62 und 63 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 vorgeſchriebenen Verfahren zu entſcheiden. Im Uebrigen werden 
Streitigkeiten über den Erſatzanſpruch von dem ordentlichen Richter entſchieden. 
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Gegen den Beſcheid, durch welchen der Anſpruch abgelehnt wird, ſowie 
gegen den Beſcheid, durch welchen die Höhe der Rente feſtgeſtellt wird, findet die 
Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung ſtatt. 

Der Beſcheid muß die Bezeichnung der Berufungsfriſt und des für die 
Berufung zuſtändigen Schiedsgerichts, ſowie Namen und Wohnort des Vorſitzenden 
des letzteren enthalten. Die Berufung iſt bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen 
vier Wochen nach der Zuſtellung des Beſcheides bei dem Vorſitzenden des Schieds⸗ 
gerichts einzulegen. 

Die Berufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 
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D 8 
Eine Ausfertigung der Entſcheidung des Schiedsgerichts iſt dem Berufenden 
und dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt, eine Abſchrift dem Staatskommiſſar 
($. 63) zuzuſtellen. 
SAN 
Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts fteht beiden Theilen das Rechts- 
mittel der Reviſion zu. Die Reviſion hat keine aufſchiebende Wirkung. ft von 


$. 80. 

Ueber die Reviſion entfcheidet das Reichs-Verſicherungsamt. Das Rechts⸗ 
mittel ift bei demſelben binnen vier Wochen nach der Zuſtellung der Entſcheidung 
des Schiedsgerichts einzulegen. 

Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden: 


1. daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts oder auf einem 
Verſtoß wider den klaren Inhalt der Akten beruhe; 


2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


l. 81. 


Bei Einlegung der Reviſion iſt anzugeben, worin die Nichtanwendung oder 
die unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts oder der Verſtoß wider den 
klaren Inhalt der Akten oder worin die behaupteten Mängel des Verfahrens ges 
funden werden. Das Reichs-Verſicherungsamt iſt bei feiner Entſcheidung an Dies 
jenigen Gründe nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge 
geltend gemacht worden ſind. 

Fehlt die Angabe ſolcher Gründe oder ergiebt ſich aus der Prüfung der 
Anträge, daß die angegriffene Entſcheidung nicht auf der Nichtanwendung oder 
unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechts beruht, ſowie daß das Verfahren 
nicht an weſentlichen Mängeln leidet, und daß ein Verſtoß wider den klaren 
Inhalt der Akten nicht vorliegt, oder iſt die Reviſion verſpätet eingelegt, ſo kann 
das Reichs-Verſicherungsamt das Rechtsmittel ohne mündliche Verhandlung zu⸗ 
rückweiſen. Anderenfalls hat das Reichs-Verſicherungsamt nach mündlicher Ver⸗ 
handlung zu entſcheiden. Wird das angefochtene Urtheil aufgehoben, ſo kann das 
Reichs⸗Verſicherungsamt zugleich in der Sache ſelbſt entſcheiden oder dieſelbe an 
das Schiedsgericht oder an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt zurückverweiſen. 
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Im Falle der Zurückverweiſung it die rechtliche Beurtheilung, auf welche das 
Reichs⸗Verſicherungsamt die Aufhebung geſtützt hat, der Entſcheidung zu Grunde 
zu legen. 

§. 82. 


Auf die Anfechtung der rechtskräftigen Entſcheidung über einen Anſpruch 
auf Rente finden die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens entſprechende Anwendung, ſoweit nicht durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths ein Anderes beſtimmt wird. 


F. 83. 

Beſcheide, durch welche der Anſpruch auf Rente abgelehnt wird, find, ſobald 
dieſelben die Rechtskraft beſchritten haben, von dem Vorſtande der Verſicherungs⸗ 
anſtalt der unteren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Antragſteller wohnt, 
abſchriftlich mitzutheilen. 

F. 84. 


Die Wiederholung eines endgültig abgelehnten Antrags auf Bewilligung 
einer Invalidenrente iſt vor Ablauf eines Jahres ſeit der Zuſtellung der endgültigen 
Entſcheidung nur dann zuläſſig, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß inzwiſchen 
Umſtände eingetreten ſind, aus denen ſich das Vorhandenſein der dauernden 
Erwerbsunfähigkeit des Antragſtellers ergiebt. Sofern eine ſolche Beſcheinigung 
nicht beigebracht wird, hat die untere Verwaltungsbehörde den vorzeitig wieder— 
holten Antrag endgültig zurückzuweiſen. 


$. 85. 
Auf die Entziehung der Rente finden die Vorſchriften der $$. 75 bis 84 
entſprechende Anwendung. 
$. 86. 


Nach erfolgter Feſtſtellung der Rente hat der Vorſtand der Verſicherungs— 
anſtalt dem Berechtigten eine Beſcheinigung (Berechtigungsausweis) über die ihm 
zuſtehenden Bezüge unter Angabe der mit der Zahlung beauftragten Poſtanſtalt 
(F. 91) ſowie der Zahlungstermine auszufertigen und der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde, in deren Bezirk der Berechtigte wohnt, über die dem letzteren zuſtehenden 
Bezüge Mittheilung zu machen. 

Wird in Folge des weiteren Verfahrens der Betrag der Rente geändert, 
ſo iſt dem Entſchädigungsberechtigten ein anderer Berechtigungsausweis zu ertheilen 
und der unteren Verwaltungsbehörde ſeines Wohnortes von der Aenderung Kenntniß 
zu geben. 

ar 

Sobald die Höhe der Rente endgültig feſtſteht, iſt von dem Vorſtande 

der Verſicherungsanſtalt eine mit der Beſcheinigung der Rechtskraft zu verſehende 
24* 


Berechtigungsausweis. 


Rechnungsbüreau. 


Auszahlung durch die 
Poſt. 
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Ausfertigung des Beſcheides unter Anſchluß der Quittungskarten dem Rechnungs⸗ 
büreau des Reichs⸗Verſicherungsamts einzuſenden. 


H. 88. 


Das Rechnungsbüreau hat alle bei dem Reichs⸗Verſicherungsamt nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes vorkommenden rechneriſchen Arbeiten auszuführen. Ins⸗ 
beſondere liegt demſelben ob: 

1. die Vertheilung der Renten; a 

2. die Mitwirkung bei den im Vollzuge des Geſetzes herzuſtellenden ſtatiſti⸗ 

ſchen Arbeiten. 
§. 89. 


u 


Das Rechnungsbüreau vertheilt die Renten auf das Reich und die be⸗ 
theiligten Verſicherungsanſtalten. Die Vertheilung erfolgt, nachdem zunächſt der 
gemäß F. 26 dem Reich in Rechnung zu ſtellende Zuſchuß ausgeſchieden worden 
iſt, in dem Verhältniß der Beiträge, welche den einzelnen Verſicherungsanſtalten 
für den Verſicherten zugefloſſen, beziehungsweiſe gemäß F. 28 zu Laſten des Reichs 
in Anrechnung zu bringen ſind. 


F. 90. 


Die Vertheilung iſt den Vorſtänden der betheiligten Verſicherungsanſtalten 
unter Angabe der der Vertheilung zu Grunde gelegten Zahlen mitzutheilen. Jeder 
betheiligte Vorſtand iſt befugt, binnen vierzehn Tagen nach der Zuſtellung gegen 
die Vertheilung Einſpruch zu erheben. Erfolgt binnen dieſer Friſt kein Einſpruch, 
ſo gilt die Vertheilung als endgültig; wird rechtzeitig Einſpruch erhoben, ſo ent⸗ 
ſcheidet über denſelben nach Anhörung der Vorſtände der anderen betheiligten Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten das Reichs⸗Verſicherungsamt. Von der Entſcheidung werden 
die Vorſtände in Kenntniß geſetzt. 

Sobald die auf die betheiligten Verſicherungsanſtalten entfallenden Antheile 
an der Rente endgültig feſtſtehen, hat das Rechnungsbüreau eine Ausfertigung 
der Vertheilung dem Vorſtande der für die Feſtſetzung der Rente zuſtändigen 
Verſicherungsanſtalt zu überſenden. 


F. 91. 


Die Auszahlung der Renten wird auf Anweiſung des Vorſtandes der im 
F. 90 Abſatz 2 bezeichneten Verſicherungsanſtalt vorſchußweiſe durch die Poſt⸗ 
verwaltungen, und zwar in der Regel durch diejenige Poſtanſtalt bewirkt, in deren 
Bezirk der Empfangsberechtigte zur Zeit des Antrags auf Bewilligung der Rente 
ſeinen Wohnſitz hatte. Die Poſtanſtalt iſt berechtigt, an den Inhaber des Be⸗ 
rechtigungsausweiſes Zahlung zu leiſten. 

Verlegt der Empfangsberechtigte ſeinen Wohnſitz, ſo hat auf ſeinen Antrag 
der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt, welcher die Rente angewieſen hatte, die 
letztere an die Poſtanſtalt des neuen Wohnortes zur Auszahlung zu überweiſen. 
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$. 92. 


Die Zentral⸗Poſtbehörden haben dem Rechnungsbüreau Nachweiſungen über Erſiattung ber Verſchücße 
diejenigen Zahlungen, welche auf Grund der Anweisungen der Verſicherungs... Pfvemeims 
anſtalten geleiſtet worden ſind, zuzuſtellen. Das Rechnungsbüreau hat die vor⸗ 
geſchoſſenen Beträge nach dem gemäß F. 89 feſtgeſtellten Maßſtabe auf die be⸗ 
theiligten Verſicherungsanſtalten zu vertheilen und den letzteren Nachweiſungen 
über die ihnen zur Laſt fallenden Einzelbeträge zu überſenden. Eine Nachweiſung 
über die dem Reich zur Laſt fallenden Beträge iſt dem Reichskanzler (Reichsamt 
des Innern) zuzuſtellen. 

Den Zentral⸗Poſtbehörden hat das Rechnungsbüreau nach Ablauf eines 
jeden Rechnungsjahres mitzutheilen, welche Beträge von dem Reich und von den 
einzelnen Verſicherungsanſtalten zu erſtatten ſind. 

Nach Ablauf eines Jahres von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes an ſind 
die Zentral⸗Poſtbehörden berechtigt, von jeder Verſicherungsanſtalt einen Betriebs- 
fonds einzuziehen. Derſelbe iſt in vierteljährlichen Theilzahlungen an die den Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten von der Zentral-Poſtbehörde zu bezeichnenden Kaſſen abzuführen 
und darf die für die Verſicherungsanſtalt im abgelaufenen Rechnungsjahre vor⸗ 
geſchoſſenen Beträge nicht überſteigen. 


$. 93. 


Die Verſicherungsanſtalten haben die von den Poſtverwaltungen vor 
geſchoſſenen Beträge binnen zwei Wochen nach Empfang der Schlußnachweiſung 
für das abgelaufene Rechnungsjahr zu erſtatten. Die Erſtattung erfolgt aus den 
bereiten Mitteln der Anſtalt. Sind ſolche nicht vorhanden und bietet auch der 
Reſervefonds ſolche nicht dar, ſo hat der weitere Kommunalverband beziehungs— 
weiſe der Bundesſtaat die erforderlichen Beträge vorzuſchießen. Bei gemeinſamen 
Verſicherungsanſtalten erfolgt die Aufbringung dieſes Vorſchuſſes nach dem im 
F. 44 Abſatz 2 feſtgeſetzten Verhältniß. 

Gegen Verſicherungsanſtalten, welche mit der Erſtattung der Beträge im 
Rückſtande bleiben, iſt auf Antrag der Zentral⸗Poſtbehörde von dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt das Zwangsbeitreibungsverfahren einzuleiten. 


. 94. 


Die Beſtimmungen der $$. 79 bis 82, 86 bis 93 finden auf die nach 
K. 5 und 7 zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen entſprechende Anwendung. Den 
letzteren iſt bei der Vertheilung der Renten, welche von Verſicherungsanſtalten feſt⸗ 
geſtellt ſind, die gleiche Summe von Beiträgen in Anrechnung zu bringen, welche 
bei Bemeſſung der Rente für die Dauer der Verſicherung des Rentenenpfängers 
bei einer Kaſſeneinrichtung nach $. 27 in Anrechnung gebracht iſt. Die Vertheilung 
von Renten, welche von einer Kaſſeneinrichtung feſtgeſtellt ſind, erfolgt, ſoweit ein 
Anſpruch auf dieſelben auch nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſtehen würde 


Erftottung von 
Beiträgen. 


Söhe der Beiträge, 
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und ſoweit dieſelben das Maß des reichsgeſetzlichen Anſpruchs nicht überſteigen, 
nach dem Verhältniß der den Verſicherungsanſtalten und der den Kaſſeneinrichtungen 
zugefloſſenen Beiträge, letzterer, ſoweit ſie für die Gewährung von Renten in der 
durch dieſes Geſetz feſtgeſetzten Höhe für erforderlich zu erachten ſind. 

Soweit dieſe Kaſſeneinrichtungen die von ihnen feſtgeſetzten Renten ohne 
Vermittelung der Poſtanſtalten ſelbſt auszahlen, wird ihnen der Reichszuſchuß am 
Schluſſe eines jeden Rechnungsjahres auf jedesmalige Liquidation direkt überwieſen. 
Die Verſicherungsanſtalten, auf welche Theile der von ſolchen Kaſſeneinrichtungen 
gezahlten Renten entfallen, haben dieſe Antheile nach deren Feſtſtellung durch das 
Rechnungsbüreau den Vorſtänden der betheiligten Kaſſeneinrichtungen jährlich zu 
erſtatten. 

$. 95. 


Der Anſpruch auf Erſtattung von Beiträgen ($$. 30 und 31) iſt unter Bei⸗ 
bringung der zur Begründung desſelben dienenden Beweisſtücke bei dem Vorſtande 
derjenigen Verſicherungsanſtalt, an welche zuletzt Beiträge entrichtet worden find, 
geltend zu machen. 

Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 75 Abſatz 2 bis 4, 77 
bis 82, 87, 89 bis 93 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß eine 
Mitwirkung des Staatskommiſſars nicht ſtattfindet und daß die Berufung ſowie 
die Reviſion aufſchiebende Wirkung haben. 


F. 96. 


Für die erſte Beitragsperiode ($. 20) find in jeder Verſicherungsanſtalt, vor⸗ 
behaltlich anderweitiger Feſtſetzung gemäß §. 98, an wöchentlichen Beiträgen zu 
erheben: 

in Lohnklaſſe 1 14 Pfennig, 
II 20 


a a 2 


5 III 24 es 
. . IV 30 
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Für die ferneren Beitragsperioden hat der Ausſchuß einer jeden Verſicherungs⸗ 
anſtalt nach Anhörung des Vorſtandes über die Höhe der Beiträge nach Maßgabe 
der $$. 20, 21, 24 zu beſchließen. Dabei find Ausfälle oder Ueberſchüſſe, welche 
ſich aus der Erhebung der bisherigen Beiträge rechnungsmäßig herausgeſtellt haben, 
in der Weiſe zu berückſichtigen, daß durch die neuen Beiträge eine Ausgleichung 
eintritt. 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts. Iſt 
die Beitragsperiode bis auf einen Monat abgelaufen, ohne daß ein von dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt genehmigter Beſchluß vorliegt, ſo hat das Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amt die Höhe der für die nächſte Beitragsperiode zu erhebenden Beiträge für alle 
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in der Verſicherungsanſtalt verſicherten Perſonen nach Maßgabe des $. 24 ſelbſt 
feſtzuſetzen. 

Die Höhe der Beiträge, ſowie der Zeitpunkt, von welchem ab dieſelben er⸗ 
hoben werden ſollen, iſt durch diejenigen Blätter, durch welche die Bekanntmachungen 
der Verſicherungsanſtalt zu erfolgen haben, zu veröffentlichen. Die Bekanntmachung 
muß mindeſtens zwei Wochen vor demjenigen Zeitpunkte erfolgt ſein, von welchem 
ab der Beitrag in der feſtgeſtellten Höhe erhoben werden ſoll. 


$. 98. 


Die Verſicherungsanſtalt iſt berechtigt, ſchon für die erſte Beitragsperiode 
oder innerhalb derſelben an Stelle der im F. 96 feſtgeſetzten Beträge für ihren 
Bezirk andere Beitragsſätze unter Beachtung der Beſtimmungen der $$. 20, 21, 
24 zu beſchließen. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Reichs⸗Ver⸗ 
ſicherungsamts. Im Uebrigen finden auf derartige Beſchlüſſe die Vorſchriften 
des F. 97 Abſatz 1 und 3 entſprechende Anwendung. 


F. 99. 


Zum Zweck der Erhebung der Beiträge werden von jeder Verſicherungs— 
anſtalt für die einzelnen in ihrem Bezirke vorhandenen Lohnklaſſen Marken mit 
der Bezeichnung ihres Geldwerths ausgegeben. Das Reichs-Verſicherungsamt 
beſtimmt die Unterſcheidungsmerkmale und die Gültigkeitsdauer der Marken. 
Innerhalb zweier Jahre nach Ablauf der Gültigkeitsdauer können ungültig ge⸗ 
wordene Marken bei den zum Markenverkauf beſtimmten Stellen gegen gültige 
Marken umgetauſcht werden. 

Die Marken einer Verſicherungsanſtalt können bei allen in ihrem Bezirke 
belegenen Poſtanſtalten und anderen von der Verſicherungsanſtalt einzurichtenden 
Verkaufsſtellen gegen Erlegung des Nennwerths käuflich erworben werden. 


$. 100. 


Die Beiträge des Arbeitgebers und der Verſicherten find von demjenigen 
Arbeitgeber zu entrichten, welcher den Verſicherten während der Kalenderwoche 
beſchäftigt hat. 

Findet die Beſchäftigung nicht während der ganzen Kalenderwoche bei 
demſelben Arbeitgeber ſtatt, fo iſt von demjenigen Arbeitgeber, welcher den Ver⸗ 
ſicherten zuerſt beſchäftigt, der volle Wochenbeitrag zu entrichten. 

Sofern die Zahl der thatſächlich verwendeten Arbeitstage nicht feſtgeſtellt 
werden kann, iſt der Beitrag für diejenige Arbeitszeit zu entrichten, welche zur 
Herſtellung der Arbeit annähernd für erforderlich zu erachten iſt. Im Streitfalle 
entſcheidet auf Antrag eines Theiles die untere Verwaltungsbehörde endgültig. 
Die Verſicherungsanſtalt iſt berechtigt, für die Berechnung derartiger Beiträge 
beſondere Beſtimmungen zu erlaſſen. Dieſelben bedürfen der Genehmigung des 
Reichs⸗Verſicherungsamts. 


Marken. 


Entrichtung der Dels 
träge. 


Quittungskarte. 
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. 101. 


Die Entrichtung der Beiträge erfolgt durch Einkleben eines entſprechenden 
Betrages von Marken in die Quittungskarte des Verſicherten. Iſt der Verſicherte 
mit einer Quittungskarte nicht verſehen, ſo iſt der Arbeitgeber berechtigt, für 
Rechnung des Verſicherten eine ſolche anzuſchaffen und den verauslagten Betrag 
bei der nächſten Lohnzahlung einzubehalten. 

Die Quittungskarte enthält das Jahr und den Tag ihrer Ausgabe, die 
über den Gebrauch der Quittungskarte erlaſſenen Beſtimmungen ($. 108) und 
die Strafvorſchrift des §. 151. Im Uebrigen beſtimmt der Bundesrath ihre 
Einrichtung. 

Die Koſten der Quittungskarte trägt, ſoweit ſie nicht für Rechnung des 
Verſicherten zu beſchaffen iſt (Abſatz 1), die Verſicherungsanſtalt des Ausgabebezirks. 


$. 102. 


Jede Quittungskarte bietet Raum zur Aufnahme der Marken für ſiebenund⸗ 
vierzig Beitragswochen. Die Karten find für jeden Verſicherten mit fortlaufenden 
Nummern zu verſehen; die erſte für ihn ausgeſtellte Karte iſt am Kopfe mit dem 
Namen derjenigen Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk der Verſicherte zu dieſer Zeit 
beſchäftigt iſt, jede folgende mit dem Namen derjenigen Verſicherungsanſtalt, welche 
ſich auf der nächſtvorhergehenden Karte vermerkt findet, zu bezeichnen; ſtimmt der 
auf einer ſpäteren Karte enthaltene Name mit dem auf der erſten Karte enthaltenen 
Namen nicht überein, ſo iſt der auf der erſten Karte enthaltene Name maßgebend. 

Der Verſicherte iſt berechtigt, auf ſeine Koſten zu jeder Zeit die Ausſtellung 
einer neuen Quittungskarte gegen Rückgabe der älteren Karte zu beanſpruchen. 


$. 103. 


Die Ausſtellung und der Umtauſch der Quittungskarten erfolgt durch die 
von der Landes ⸗Zentralbehörde bezeichnete Stelle. 

Die hiernach zuſtändige Stelle hat die in der zurückgegebenen Karte 
eingeklebten Marken derart aufzurechnen, daß erſichtlich wird, wieviel Beitrags⸗ 
wochen für die einzelnen Lohnklaſſen dem Inhaber der Quittungskarte anzurechnen 
ſind. Gleichzeitig iſt die Dauer der beſcheinigten Krankheiten ſowie der militäriſchen 
Dienſtleiſtungen anzugeben. Ueber die aus dieſer Aufrechnung ſich ergebenden 
Endzahlen iſt dem Inhaber der Karte eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


$. 104. 


Eine Quittungskarte verliert ihre Gültigkeit, wenn ſie nicht bis zum Schluſſe 
des dritten Jahres, welches dem am Kopfe der Karte verzeichneten Jahre (§. 101 
Abſatz 2) folgt, zum Umtauſche eingereicht worden iſt. Iſt die Annahme 
begründet, daß der Verſicherte ohne ſein Verſchulden den rechtzeitigen Umtauſch 
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verſäumt hat, ſo kann der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt des Beſchäftigungs⸗ 
ortes auf den Antrag des Verſicherten die fortdauernde Gültigkeit der Quittungs⸗ 
karte anerkennen. 

§. 105. 


Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerſtörte Quittungskarten find durch 
neue zu erſetzen. In die neue Quittungskarte ſind die bis zum Verluſt der 
Karte entrichteten Beiträge, ſoweit dieſelben nachweisbar geleiſtet worden ſind, 
in beglaubigter Form zu übertragen. 


$. 106. 


Der Verſicherte iſt befugt, binnen zwei Wochen nach Aushändigung der 
Beſcheinigung ($. 103) oder der neuen Quittungskarte ($. 105) gegen den Inhalt 
der Beſcheinigung beziehungsweiſe der Uebertragung Einſpruch zu erheben. Gegen 
die Zurückweiſung des Einſpruchs findet binnen gleicher Friſt Rekurs an die 
unmittelbar vorgeſetzte Dienſtbehörde ſtatt. Die letztere entſcheidet hierüber, 
ſowie über andere das Verfahren betreffende Beſchwerden endgültig. 


$. 107. 


Die abgegebenen Quittungskarten find an die Verſicherungsanſtalt des Be⸗ 
zirks zu überſenden und von dieſer an diejenige Verſicherungsanſtalt, deren Namen 
ſie tragen, zu überweiſen. 

Der Bundesrath hat die Vorausſetzungen zu beſtimmen, unter denen die 
Vernichtung von Quittungskarten zu erfolgen hat. 


$. 108. 


Die Eintragung eines Urtheil über die Führung oder die Leiſtungen des 
Inhabers, ſowie ſonſtige durch dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder 
Vermerke in oder an der Quittungskarte ſind unzuläſſig. Quittungskarten, in 
welchen derartige Eintragungen oder Vermerke ſich vorfinden, ſind von jeder 
Behörde, welcher ſie zugehen, einzubehalten. Die Behörde hat die Erſetzung 
derſelben durch neue Karten, in welche der zuläſſige Inhalt der erſteren nach 
Maßgabe der Beſtimmung des $. 105 zu übernehmen iſt, zu veranlaſſen. 

Dem Arbeitgeber ſowie Dritten iſt unterſagt, die Quittungskarte nach 
Einklebung der Marken wider den Willen des Inhabers zurückzubehalten. Auf 
die Zurückbehaltung der Karten ſeitens der zuſtändigen Behörden und Organe zu 
Zwecken des Umtauſches, der Kontrole, Berichtigung, Aufrechnung oder Ueber⸗ 
tragung findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

Quittungskarten, welche im Widerſpruch mit dieſer Vorſchrift zurückbehalten 
werden, ſind durch die Ortspolizeibehörde dem Zuwiderhandelnden abzunehmen 
und dem Berechtigten auszuhändigen. Der erſtere bleibt dem letzteren für alle 
Nachtheile, welche dieſem aus der Zuwiderhandlung erwachſen, verantwortlich. 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1889. 25 


Einziehung der Beiträge. 
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F. 109. 


In die Quittungskarte hat der Arbeitgeber bei der Lohnzahlung zu dem 
nach $. 100 zu berechnenden Betrage Marken derjenigen Art einzukleben, welche 
für die Lohnklaſſe, die für den Verſicherten in Anwendung kommt ($. 22), und, 
falls die Beiträge für einzelne Berufszweige verſchieden bemeſſen find (§. 24), für 
den betreffenden Berufszweig von der für den Beſchäftigungsort zuſtändigen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt ausgegeben iſt. Die Marken hat der Arbeitgeber aus eigenen 
Mitteln zu erwerben. 

Die Marken müſſen auf die Quittungskarte in fortlaufender Reihe eingeklebt 
werden. Der Bundesrath iſt befugt, über Entwerthung von Marken Vorſchriften 
zu erlaſſen und deren Nichtbefolgung mit Strafe zu bedrohen. 

Die Arbeitgeber find berechtigt, bei der Lohnzahlung den von ihnen be 
ſchäftigten Perſonen die Hälfte der Beiträge in Abzug zu bringen. Die Abzüge 
dürfen ſich höchſtens auf die für die beiden letzten Lohnzahlungsperioden entrichteten 
Beiträge erſtrecken. 

$. 110. 

Die Erhebung der Beiträge für diejenigen Perſonen, auf welche die Ver: 
ſicherungspflicht nach $. 2 erſtreckt worden iſt, wird durch Beſchluß des Bundes⸗ 
raths geregelt. 

F. 


Durch Beſchluß des Bundesraths oder für den Bezirk einer Verſicherungs— 
anſtalt durch das Statut derſelben kann für Verſicherte, welche nicht in einem 
regelmäßigen Arbeitsverhältniß zu einem beſtimmten Arbeitgeber ſtehen, oder für 
einzelne Klaſſen ſolcher Verſicherter beſtimmt werden, daß ſie befugt ſind, die 
Verſicherungsbeiträge ſtatt der Arbeitgeber im Voraus zu entrichten. Dem Ver⸗ 
ſicherten, welcher auf Grund ſolcher Beſtimmung die vollen Wochenbeiträge ent⸗ 
richtet hat, ſteht gegen den nach $. 100 zur Entrichtung der Beiträge verpflichteten 
Arbeitgeber der Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der entrichteten Beiträge zu. 


be 


Durch die Landes⸗Zentralbehörde, oder mit Genehmigung derſelben durch 
das Statut einer Verſicherungsanſtalt, oder mit Genehmigung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde durch ſtatutariſche Beſtimmung eines weiteren Kommunalverbandes 
oder einer Gemeinde kann abweichend von den Vorſchriften des §. 109 Abſatz 1 
angeordnet werden: 

1. daß die Beiträge für diejenigen Verſicherten, welche einer Krankenkaſſe 

($. 135) angehören, durch deren Organe für Rechnung der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt von den Arbeitgebern eingezogen und die den einge⸗ 
zogenen Beiträgen entſprechenden Marken in die Quittungskarten der 
Verſicherten eingeklebt und entwerthet werden; 
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2. daß die Beiträge für diejenigen Perſonen, welche keiner Krankenkaſſe 
($. 135) angehören, in der gleichen Weiſe durch Gemeindebehörden 
oder andere von der Landes⸗Zentralbehörde bezeichnete Stellen oder 
durch örtliche, von der Verſicherungsanſtalt eingerichtete Hebeſtellen 
eingezogen werden. In dieſen Fällen können Beſtimmungen über die 
Verpflichtung zur Anmeldung und Abmeldung der Verſicherten getroffen 
und Zuwiderhandlungen mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark bedroht 
werden. 

Soweit die Einziehung der Beiträge in dieſer Weiſe geregelt wird, ſind die 
Arbeitgeber berechtigt, bei der Lohnzahlung den von ihnen beſchäftigten Perſonen 
die Hälfte der in den beiden letzten Lohnzahlungsperioden fällig gewordenen Bei⸗ 
träge in Abzug zu bringen. 

Die Verſicherungsanſtalten ſind verpflichtet, den Krankenkaſſen oder den 
anderen mit der Einziehung der Beiträge beauftragten Stellen die erforderlichen 
Marken gegen Abrechnung zur Verfügung zu ſtellen und eine von der Landes: 
Zentralbehörde zu beſtimmende Vergütung zu gewähren. 


$. 113. 


Sofern eine im $. 112 Abſatz 1 vorgeſehene Anordnung getroffen iſt, können 
auf demſelben Wege Beſtimmungen dahin getroffen werden, daß 
1. die Ausſtellung und der Umtauſch der Quittungskarten ($$. 103 und 105) 
durch die nach F. 112 Abſatz 1 mit der Einziehung der Beiträge beauf— 
tragten Stellen ſtattzufinden hat; 
2. für diejenigen Verſicherten, deren Beſchäftigung durch ihren Zweck oder 
im Voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger 
als einer Woche beſchränkt iſt, die auf die Verſicherten entfallende Hälfte 
der Beiträge unmittelbar von den Verſicherten, die auf die Arbeitgeber 
entfallende Hälfte aber von dem weiteren Kommunalverbande beziehungs⸗ 
weiſe der Gemeinde entrichtet und durch ſie von den Arbeitgebern wieder 
eingezogen wird. 
Some 
Die im $.112 Abſatz 1 Ziffer 1 und F. 113 vorgeſehene Maßregel kann für 
die Mitglieder einer Krankenkaſſe (§. 135) auch durch das Kaſſenſtatut, und für 
diejenigen Verſicherten, welche einer für Reichs oder Staatsbetriebe errichteten 
Krankenkaſſe angehören, auch durch die den Verwaltungen dieſer Betriebe vorgeſetzte 
Dienſtbehörde getroffen werden. 
Is. 
Der Verſicherte iſt berechtigt, die Quittungskarte bei der die Beiträge ein- 
ziehenden Stelle, ſolange er in dem Bezirke dieſer Stelle verſichert iſt, zu hinter— 


legen. 
Lo 


Abrundung. 


Freiwillige Fortſetzung 
des Verſicherungsver⸗ 
bältniſſes. 


Selbſtverſicherungs⸗ 
verhältniß. 
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F. 116. 


Ergeben ſich bei den zwiſchen Arbeitgebern und Verſicherten ſtattfindenden 
Abrechnungen Bruchpfennige, ſo iſt die auf den Arbeitgeber entfallende Hälfte nach 
oben, die auf den Verſicherten entfallende Hälfte nach unten auf volle Pfennige 
abzurunden. 
f F. 117. 

Perſonen, welche aus dem Verſicherungsverhältniß ausſcheiden, ſind berechtigt, 
dasſelbe freiwillig dadurch fortzuſetzen beziehungsweiſe zu erneuern ($. 32 Abſatz 2), 
daß fie die für die Lohnklaſſe II feſtgeſetzten Beiträge in Marken derjenigen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, in deren Bezirk ſie ſich aufhalten, entrichten und gleichzeitig für 
jede Woche freiwilliger Beitragsleiſtung eine Zuſatzmarke beibringen ($. 121). 

Während eines Kalenderjahres können jedoch insgeſammt mehr als zweiund⸗ 
fünfzig Beitragswochen niemals in Anrechnung gebracht werden. 

Auf die Wartezeit für die Invalidenrente kommen die zum Zweck der 
Fortſetzung oder Erneuerung des Verſicherungsverhältniſſes freiwillig geleiſteten 
Beiträge nur dann zur Anrechnung, wenn für den Verſicherten auf Grund der 
Verſicherungspflicht oder der Beſtimmung des §. 8 für mindeſtens einhundert⸗ 
ſiebenzehn Beitragswochen Beiträge geleiſtet worden ſind. 

Die gemäß Abſatz 1 verwendeten Marken ſind zu entwerthen. Die Ent⸗ 
werthung erfolgt durch die von der Landes ⸗Zentralbehörde zu beſtimmenden 
Stellen und darf nur dann vorgenommen werden, wenn der entſprechende Be⸗ 
trag an Zuſatzmarken beigebracht worden iſt. 


F. 118. 


Selbſtändige Betriebsunternehmer, welche regelmäßig nicht mehr als einen 
Lohnarbeiter beſchäftigen, find, nachdem für dieſelben auf Grund der Verſicherungs⸗ 
pflicht während mindeſtens fünf Beitragsjahren Beiträge entrichtet worden ſind, 
im Falle der Fortſetzung oder Erneuerung des Verſicherungsverhältniſſes von der 
Beibringung der Zuſatzmarken befreit. 


g. 119. 


Wird ein zwiſchen einem Verſicherten und einem beſtimmten Arbeitgeber 
beſtehendes Arbeits⸗ oder Dienſtverhältniß ($. 1) derart unterbrochen, daß erſterer 
aus der Verſicherungspflicht vorübergehend ausſcheidet, ſo kann für einen vier 
Monate nicht überſteigenden Zeitraum das Verſicherungsverhältniß auch ohne 
Beibringung von Zuſatzmarken dadurch freiwillig aufrecht erhalten werden, daß 
der Arbeitgeber oder der Verſicherte die bisherigen Beiträge fortentrichtet. 


$. 120. 


Perſonen, welche in Gemäßheit der Beſtimmung des H. 8 ſich ſelbſt ver⸗ 
ſichern, ſind verpflichtet, außer den vollen Beiträgen in Marken derjenigen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt, zu deren Bezirk ihr Beſchäftigungsort gehört, für jede Woche 
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der Selbſtverſicherung eine Zuſatzmarke beizubringen. Die Beitragsmarken und 
Zuſatzmarken find in der im F. 117 Abſatz 4 bezeichneten Weiſe zu entwerthen. 


N. .. 

Die Zuſatzmarken $. 117 werden für Rechnung des Reichs hergeſtellt. 
Sie müſſen die Bezeichnung ihres Geldwerths enthalten und in Farbe und Be⸗ 
zeichnung von den Marken der Verſicherungsanſtalten verſchieden ſein. Die 
Unterſcheidungsmerkmale derſelben werden vom Reichs⸗Verſicherungsamt feſtgeſetzt. 

Die Zuſatzmarken können bei allen Poſtanſtalten, ſowie bei denjenigen 
Stellen, welche von den Verſicherungsanſtalten zum Vertriebe ihrer Marken 
errichtet worden ſind, gegen Erlegung des Nennwerths käuflich erworben werden. 

Bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Bundesrath beträgt der Nenn⸗ 
werth der Zuſatzmarken acht Pfennig für die Beitragswoche. 


§. 122. 


Streitigkeiten zwiſchen den Organen der Verſicherungsanſtalten einerſeits 
und Arbeitgebern oder Arbeitnehmern oder den im $. 8 bezeichneten Perſonen 
andererſeits, oder zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über die Frage, ob 
oder zu welcher Verſicherungsanſtalt, in welcher Lohnklaſſe, oder, ſofern die Bei⸗ 
träge für einzelne Berufszweige verſchieden bemeſſen find ($. 24), für welchen 
Berufszweig Beiträge zu entrichten ſind, werden von der für den Beſchäftigungs⸗ 
ort (F. 41) zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde entſchieden. Gegen deren 
Entſcheidung ſteht den Betheiligten binnen vier Wochen nach der Zuſtellung die 
Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zu, welche endgültig entſcheidet. 


mr. 
Die Vorſchriften des F. 122 finden auch auf Streitigkeiten zwiſchen den 
Organen verſchiedener Verſicherungsanſtalten über die Frage, zu welcher derſelben 
für beſtimmte Perſonen Beiträge zu entrichten ſind, Anwendung. 


F. 124. 


Im Uebrigen werden Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und den von 
ihm beſchäftigten Perſonen über die Berechnung und Anrechnung der für dieſe 
zu entrichtenden oder im Falle des $. 111 denſelben zu erſtattenden Beiträge von 
der unteren Verwaltungsbehörde ($. 122) endgültig entſchieden. 


F. 125. 


Nach endgültiger Erledigung dieſer Streitigkeiten hat die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde von Amtswegen dafür zu ſorgen, daß zu wenig erhobene Be⸗ 
träge durch nachträgliche Verwendung von Marken beigebracht werden. Zu viel 


Zuſatzmarken. 


Streitigkeiten. 


Kontrole. 
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erhobene Beträge ſind auf Antrag von der Verſicherungsanſtalt wieder einzuziehen 
und nach Vernichtung der in die Quittungskarten eingeklebten betreffenden Marken 
und Berichtigung der Aufrechnungen an die betheiligten Arbeitgeber und Ver— 
ſicherten zurückzuzahlen. 

Handelt es ſich um die Verwendung von Marken einer nicht zuſtändigen 
Verſicherungsanſtalt, ſo iſt nach Vernichtung derjenigen Marken, welche irrthümlich 
beigebracht ſind, ein der Zahl der Beitragswochen entſprechender Betrag von 
Marken der zuſtändigen Verſicherungsanſtalt beizubringen. Der Betrag der ver⸗ 
nichteten Marken iſt von der Verſicherungsanſtalt, welche ſie ausgeſtellt hatte, 
wieder einzuziehen und zwiſchen den betheiligten Arbeitgebern und Verſicherten 
entſprechend zu theilen. 

An die Stelle der Vernichtung von Marken kann in den nach Anſicht der 
unteren Verwaltungsbehörde dazu geeigneten Fällen die Einziehung der Quittungs⸗ 
karten und nach Uebertragung der gültigen Eintragungen derſelben die Ausſtellung 
neuer Quittungskarten treten. 


F. 126. 


Die Verſicherungsanſtalten find befugt, mit Genehmigung des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts zum Zweck der Kontrole Vorſchriften zu erlaſſen. Sie ſind 
ferner befugt, die Arbeitgeber zur rechtzeitigen Erfüllung dieſer Vorſchriften durch 
Geldſtrafen bis zum Betrage von je einhundert Mark anzuhalten. Das Reichs⸗ 
Verſicherungsamt kann den Erlaß derartiger Vorſchriften anordnen und dieſelben, 
ſofern ſolche Anordnung nicht befolgt wird, ſelbſt erlaſſen. 

Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, über die Zahl der von ihnen beſchäftigten 
Perſonen und über die Dauer der Beſchäftigung den Organen der Verſicherungs⸗ 
anſtalt, ſowie den mit der Kontrole beauftragten Behörden oder Beamten auf 
Verlangen Auskunft zu ertheilen und denſelben diejenigen Geſchäftsbücher oder 
Liſten, aus welchen jene Thatſachen hervorgehen, zur Einſicht während der Be— 
triebszeit an Ort und Stelle vorzulegen. Ebenſo find die Verſicherten zur Er⸗ 
theilung von Auskunft über Ort und Dauer ihrer Beſchäftigung verpflichtet. 
Die Arbeitgeber und die Verſicherten ſind ferner verbunden, den bezeichneten 
Organen, Behörden und Beamten auf Erfordern die Quittungskarten behufs 
Ausübung der Kontrole und Herbeiführung der etwa erforderlichen Berichtigungen 
gegen Beſcheinigung auszuhändigen. Sie können hierzu von der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde durch Geldſtrafen bis zum Betrage von je dreihundert Mark 
angehalten werden. 


re 


Berichtigungen der Quittungskarten erfolgen, ſofern die Betheiligten über 
diefelben einverſtanden find, auf dem im F. 125 angegebenen Wege durch die 
die Kontrole ausübenden Organe, Behörden oder Beamten, oder durch die die 
Beiträge einziehenden Organe, anderenfalls nach Erledigung des Streitverfahrens 
gemäß der Vorſchriften der $$. 122 bis 124. 
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$. 128. 


Die durch die Kontrole den Verſicherungsanſtalten erwachſenden Koſten ges 
hören zu den Verwaltungskoſten. Soweit dieſelben in baaren Auslagen beſtehen, 
können ſie durch den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt dem Arbeitgeber auferlegt 
werden, wenn derſelbe durch Nichterfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen 
zu ihrer Aufwendung Anlaß gegeben hat. Gegen die Auferlegung der Koſten findet 
binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes die Beſchwerde an die untere 
Verwaltungsbehörde ($. 122) ſtatt. Dieſe entſcheidet endgültig. Die Beitreibung 
der auferlegten Koſten erfolgt in derſelben Weiſe, wie die der Gemeindeabgaben. 


8.2129. 

Verfügbare Gelder der Verſicherungsanſtalten ſind nach Maßgabe der Be 
ſtinnnungen des $. 76 des Unfallverſicherungsgeſetzes verzinslich anzulegen. 

Auf Antrag einer Verſicherungsanſtalt kann der Kommunalverband beziehungs⸗ 
weiſe die Zentralbehörde des Bundesſtaates, für welchen die Verſicherungsanſtalt 
errichtet iſt, widerruflich geſtatten, einen Theil des Anſtaltsvermögens in anderen 
zinstragenden Papieren oder in Grundſtücken anzulegen. Bei gemeinſamen Ber: 
ſicherungsanſtalten entſcheidet über derartige Anträge, falls eine Verſtändigung nicht 
erzielt wird, die Landes⸗Zentralbehörde oder, ſofern mehrere Landes - Zentral: 
behörden betheiligt ſind, der Bundesrath. Mehr als der vierte Theil des Vermögens 
der einzelnen Verſicherungsanſtalten darf jedoch in der bezeichneten Weiſe nicht an- 
gelegt werden. 

Werthpapiere ſind nach näherer Beſtimmung der Zentralbehörde desjenigen 
Bundesſtaates, in deſſen Gebiet die Verſicherungsanſtalt ihren Sitz hat, bei einer 
zur Aufbewahrung von Geldern oder Werthpapieren befugten öffentlichen Behörde 
oder Kaſſe niederzulegen. 

N 0 


Die Verſicherungsanſtalten ſind verpflichtet, dem Reichs-Verſicherungsamt 
nach näherer Anweiſung desſelben und in den von ihm vorzuſchreibenden Friſten 
Ueberfichten über ihre Geſchäfts⸗ und Rechnungsergebniſſe einzureichen. 

Die Art und Form der Rechnungsführung bei den Verſicherungsanſtalten 
wird durch das Reichs-Verſicherungsamt geregelt. 

Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 


V. Aufſicht. 


. 

Die Verſicherungsanſtalten unterliegen in Bezug auf die Befolgung dieſes 
Geſetzes der Beaufſichtigung durch das Reichs-Verſicherungsamt. Das Auſſichts⸗ 
recht des letzteren erſtreckt ſich auf die Beobachtung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Vorſchriften. 


Vermögensverwaltung. 


Reichs⸗Verſicherungs. 


Landes ⸗Verſicherungs⸗ 
ämter. 
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Alle Entſcheidungen des Reichs⸗Verſicherungsamts ſind endgültig, ſoweit in 
dieſem Geſetze nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 

Das Reichs⸗Verſicherungsamt iſt befugt, jederzeit eine Prüfung der Geſchäfts⸗ 
führung der Verſicherungsanſtalten vorzunehmen. Die Mitglieder der Vorſtände 
und ſonſtigen Organe der Verſicherungsanſtalten ſind auf Erfordern des Reichs⸗ 
Verſicherungsamts zur Vorlegung ihrer Bücher, Beläge, Werthpapiere und Geld⸗ 
beſtände, ſowie ihrer auf den Inhalt der Bücher und die Feſtſetzung der Renten dc. 
bezüglichen Schriftſtücke verpflichtet. Das Reichs⸗Verſicherungsamt kann dieſelben 
hierzu ſowie zur Befolgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften durch 
Geldſtrafen bis zu eintaufend Mark anhalten. 


$. 132. 


Das Reichs⸗Verſicherungsamt entſcheidet, unbeſchadet der Rechte Dritter, 
über Streitigkeiten, welche ſich auf die Rechte und Pflichten der Organe der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten ſowie der Mitglieder dieſer Organe, auf die Auslegung der 
Statuten und auf die Gültigkeit der vollzogenen Wahlen, ſoweit über letztere 
nicht nach $. 49 Abſatz 4 zu befinden ift, beziehen. 

Auf die dienſtlichen Verhältniſſe der auf Grund des F. 47 Abſatz 1 be⸗ 
ſtellten Beamten findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


$. 133. 


Die Entſcheidungen des Reichs-Verſicherungsamts erfolgen in der Beſetzung 
von mindeſtens zwei ſtändigen und zwei nichtſtändigen Mitgliedern, unter welchen 
ſich je ein Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten befinden muß, und 
unter Zuziehung von mindeſtens einem richterlichen Beamten, wenn es ſich handelt: 

1. um die Entſcheidung auf Reviſionen gegen die Entſcheidungen der 

Schiedsgerichte, 

2. um die Entſcheidung vermögensrechtlicher Streitigkeiten bei Veränderungen 

des Beſtandes der Verſicherungsanſtalten. 

Als Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten gelten auch für den 
Bereich dieſes Geſetzes die auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze zu nichtſtändigen 
Mitgliedern des Reichs⸗Verſicherungsamts gewählten Vertreter der Betriebsunter⸗ 
nehmer und der Arbeiter, ohne Beſchränkung auf die Angelegenheiten ihres be⸗ 
ſonderen Berufszweiges. 

Im Uebrigen werden die Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang 
des Reichs⸗Verſicherungsamts durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuſtimmung 
des Bundesraths geregelt. 

$. 134. 

Sofern für das Gebiet eines Bundesſtaates ein Landes⸗Verſicherungsamt 
errichtet iſt ($. 92 des Unfallverſicherungsgeſetzes / §. 100 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886, Reichs⸗Geſetzbl. S. 132), unterliegen diejenigen Verſicherungs⸗ 


— 137 — 


anſtalten, welche ſich über das Gebiet dieſes Bundesſtaates nicht hinaus erſtrecken, 
der Beaufſichtigung des Landes⸗Verſicherungsamts. Auf die Landes⸗Verſicherungs⸗ 
ämter finden die Vorſchriften der $$. 131 bis 133 entſprechende Anwendung. 

In den Angelegenheiten der den Landes⸗Verſicherungsämtern unterſtellten 
Verſicherungsanſtalten gehen die in den $$. 21, 56, 68, 93, 97, 98, 100, 126, 
145 dem Reichs⸗Verſicherungsamt übertragenen Zuſtändigkeiten auf das Landes⸗ 
Verſicherungsamt über. 

Die Formen des Verfahrens und der Geſchäftsgang bei dem Landes ⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt werden durch die Landesregierung geregelt. 


VI. Schluß⸗, Straf- und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 135. 


Als Krankenkaſſen im Sinne dieſes Geſetzes gelten die Orts⸗, Betriebs- 
(Fabrik-), Bau- und Innungskrankenkaſſen, die Knappſchaftskaſſen ſowie die 
Gemeindekrankenverſicherung und landesrechtliche Einrichtungen ähnlicher Art. 


$. 136. 


Seeleute (§. 1 Abſatz 1 Ziffer 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1887, Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 329) ſind bei derjenigen Verſicherungsanſtalt zu verſichern, in deren 
Bezirk ſich der Heimathshafen des Schiffes befindet. 

Durch den Bundesrath können über die Einziehung der von den Rhedern 
für Seeleute zu entrichtenden Beiträge von den Vorſchriften dieſes Geſetzes ab- 
weichende Beſtimmungen getroffen werden. 

Für Seeleute, welche ſich außerhalb Europas aufhalten, beträgt die Friſt 
zur Einlegung von Rechtsmitteln drei Monate. Die Friſt kann von derjenigen 
Behörde, gegen deren Beſcheid das Rechtsmittel ſtattfindet, weiter erſtreckt werden. 

An die Stelle der unteren Verwaltungsbehörde tritt bei Seeleuten das 
Seemannsamt, und zwar im Inlande das Seemannsamt des Heimathshafens, 
im Auslande dasjenige Seemannsamt, welches zuerſt angegangen werden kann. 


$. 137. 

Rückſtände ſowie die in die Kaſſe der Verſicherungsanſtalt fließenden Strafen 
werden in derſelben Weiſe beigetrieben wie Gemeindeabgaben. Rückſtände haben 
das Vorzugsrecht des §. 54 Nr. 1 der Konkursordnung vom 10. Februar 1877 
(Reichs ⸗Geſetzbl. S. 351) und verjähren binnen vier Jahren nach der Fälligkeit. 


F. 138. 

Die Zentralbehörden der Bundesſtaaten beſtimmen, welche Verbände als 
weitere Kommunalverbände anzuſehen, und von welchen Staats- oder Gemeinde⸗ 
behörden beziehungsweiſe Vertretungen die in dieſem Geſetze den Staats und 

Reichs ⸗Geſetzbl. 1889. 26 


Krankenkaſſen. 


Beſondere Beſtimmungen 
für Seeleute. 


Beitreibung. 


Zuſtändige Landes⸗ 
behörden. 


Zuſtellungen 


Gebühren- und Stempel» 
freiheit. 


Rechtshülfe 
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Gemeindeorganen ſowie den Vertretungen der weiteren Kommunalverbände zu⸗ 
gewieſenen Verrichtungen wahrzunehmen find. 

Die von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten in Gemäßheit vorſtehender 
Vorſchrift erlaſſenen Beſtimmungen ſind durch den Reichs⸗Anzeiger bekannt zu 
machen. 


$. 139. 


Zuſtellungen, welche den Lauf von Friſten bedingen, können durch die Poſt 
mittelſt eingeſchriebenen Briefes erfolgen. 

Perſonen, welche nicht im Inlande wohnen, können von der zuſtellenden 
Behörde aufgefordert werden, einen Zuſtellungsbevollmächtigten zu beſtellen. 
Wird ein ſolcher innerhalb der geſetzten Friſt nicht beſtellt oder iſt der Aufenthalt 
jener Perſonen unbekannt, ſo kann die Zuſtellung durch öffentlichen Aushang 
während einer Woche in den Geſchäftsräumen der zuſtellenden Behörde oder der 
Organe der Verſicherungsanſtalten erſetzt werden. 


F. 140. 


Alle zur Begründung und Abwickelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 
Verſicherungsanſtalten einerſeits und den Arbeitgebern oder Verſicherten andererſeits 
erforderlichen ſchiedsgerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden 
ſind gebühren⸗ und ſtempelfrei. Dasſelbe gilt für privatſchriftliche Vollmachten 
und amtliche Beſcheinigungen, welche auf Grund dieſes Geſetzes zur Legitimatio 
oder zur Führung von Nachweiſen erforderlich werden. 


F. 141. 


Die öffentlichen Behörden ſind verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes 
an fie ergebenden Erſuchen des Reichs⸗Verſicherungsamts, der Landes⸗Ver⸗ 
ſicherungsämter, anderer öffentlicher Behörden, der Schiedsgerichte ſowie der 
Vorſtände und Organe der Verſicherungsanſtalten zu entſprechen und den be⸗ 
zeichneten Vorſtänden auch unaufgefordert alle Mittheilungen zukommen zu laſſen, 
welche für den Geſchäftsbetrieb der Verſicherungsanſtalten von Wichtigkeit ſind. 
Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der Verſicherungsanſtalten unter 
einander ſowie den Organen der Berufsgenoſſenſchaften und der Krankenkaſſen ob. 

Die durch die Erfüllung dieſer Verpflichtungen entſtehenden Koſten ſind 
von den Verſicherungsanſtalten als eigene Verwaltungskoſten inſoweit zu erſtatten, 
als ſie in Tagegeldern und Reiſekoſten von Beamten oder von Organen der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten, Berufsgenoſſenſchaften und Krankenkaſſen, ſowie in Gebühren 
für Zeugen und Sachverſtändige oder in ſonſtigen baaren Auslagen beſtehen. 

Auf die nach $$. 5 und 7 zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen finden dieſe Be⸗ 
ſtimmungen, ſoweit es ſich um die auf Grund ihrer Zulaſſung ihnen obliegenden 
Aufgaben handelt, entsprechende Anwendung. 
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F. 142. 


Arbeitgeber, welche in die von ihnen auf Grund geſetzlicher oder von der 
Verſicherungsanſtalt erlaſſener Beſtimmung aufzuſtellenden Nachweiſungen oder 
Anzeigen Eintragungen aufnehmen, deren Unrichtigkeit ihnen bekannt war oder 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit nicht entgehen konnte, können von dem Vorſtande der 
Verſicherungsanſtalt mit Ordnungsſtrafe bis zu fünfhundert Mark belegt werden. 


F. 143. 


Arbeitgeber, welche es unterlaſſen, für die von ihnen beſchäftigten, dem 
Verſicherungszwange unterliegenden Perſonen Marken in zureichender Höhe und 
in vorſchriftsmäßiger Beſchaffenheit rechtzeitig (F. 109) zu verwenden, können von 
dem Vorſtande der Verſicherungsanſtalt mit Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert 
Mark belegt werden. Eine Beſtrafung findet nicht ſtatt, wenn die rechtzeitige 
Verwendung der Marken von einem anderen Arbeitgeber oder Betriebsleiter 
($. 144) oder im Falle des $. 111 von dem Verſicherten bewirkt worden iſt. 


$. 144. 


Der Arbeitgeber ift befugt, die Aufſtellung der nach geſetzlicher oder 
ſtatutariſcher Vorſchrift erforderlichen Nachweiſungen oder Anzeigen, ſowie die 
Verwendung von Marken auf bevollmächtigte Leiter ſeines Betriebes zu übertragen. 

Name und Wohnort von ſolchen bevollmächtigten Betriebsleitern ſind dem 
Vorſtande der Verſicherungsanſtalt mitzutheilen. Begeht ein derartiger Bevoll⸗ 
mächtigter eine in den $$. 142 beziehungsweiſe 143 mit Strafe bedrohte Handlung, 
ſo finden auf ihn die in dieſen Paragraphen vorgeſehenen Strafen Anwendung. 


$. 145. 


Gegen die auf Grund dieſes Geſetzes oder der Statuten von den Organen 
der Verſicherungsanſtalten oder den Schiedsgerichtsvorſitzenden erlaſſenen Straf 
verfügungen findet binnen zwei Wochen nach deren Zuſtellung die Beſchwerde an 
das Reichs⸗Verſicherungsamt ſtatt. 

Die von den vorbezeichneten Organen ſowie von den Verwaltungsbehörden 
auf Grund dieſes Geſetzes feſtgeſetzten Strafen fließen, ſoweit nicht in dieſem Geſetze 
abweichende Beſtimmungen getroffen ſind, in die Kaſſe der Verſicherungsanſtalt. 


F. 146. 


Perſonen, welche es unterlaſſen, im Falle der Selbſtverſicherung oder der 
freiwilligen Verſicherung ($$. 8 und 117) die vorgeſchriebenen Zuſatzmarken zu 
verwenden, können, ſofern nicht nach anderen Geſetzen eine höhere Strafe verwirkt 
iſt, durch die untere Verwaltungsbehörde ihres Beſchäftigungsortes mit Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft werden. 

26° 


Strafbeſtimmungen. 
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F. 147. 


Den Arbeitgebern und ihren Angeſtellten iſt unterſagt, durch Uebereinkunft 
oder mittelſt Arbeitsordnungen die Anwendung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
zum Nachtheil der Verſicherten ganz oder theilweiſe auszuſchließen oder dieſelben in 
der Uebernahme oder Ausübung eines in Gemäßheit dieſes Geſetzes ihnen über⸗ 
tragenen Ehrenamts zu beſchränken. Vertragsbeſtimmungen, welche dieſem Verbote 
zuwiderlaufen, haben keine rechtliche Wirkung. 

Arbeitgeber oder deren Angeſtellte, welche derartige Verträge geſchloſſen haben, 
werden, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften eine härtere Strafe ein⸗ 
tritt, mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft beſtraft. 


$. 148. 

Die gleiche Strafe (F. 147) trifft 

1. Arbeitgeber, welche den von ihnen beſchäftigten, dem Verſicherungszwange 
unterliegenden Perſonen wiſſentlich mehr als die Hälfte des für die beiden 
letzten Lohnzahlungsperioden verwendeten beziehungsweiſe in denſelben fällig 
gewordenen Betrages an Marken bei der Lohnzahlung in Anrechnung 
bringen ($$. 109 Abſatz 3, 112 Abſatz 2); 

2. Angeſtellte, welche einen ſolchen größeren Abzug wiſſentlich bewirken; 

3. diejenigen Perſonen, welche dem Berechtigten eine Quittungskarte wider⸗ 
rechtlich vorenthalten. 


Die unter Ziffer 1 und 2 vorgeſehenen Strafbeſtimmungen finden auf den 
Fall des F. 119 keine Anwendung. 


F. 149. 


Arbeitgeber, welche wiſſentlich andere als die vorgeſchriebenen Marken ver- 
wenden, ſowie Angeſtellte und Verſicherte, welche wiſſentlich eine ſolche unrichtige 
Verwendung bewirken, werden, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
eine härtere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe von zwanzig bis zu eintauſend Mark 
oder mit Gefängniß beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die 
Strafe bis auf drei Mark oder einen Tag Haft ermäßigt werden. 


$. 150. 


Die Strafbeſtimmungen der $$. 142, 143, 147 bis 149 finden auch auf 
die geſetzlichen Vertreter handlungsunfähiger Arbeitgeber, desgleichen auf die Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft, Innung oder eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft, ſowie auf die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, Innung oder ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 
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$. 151. 


Wer in Quittungskarten Eintragungen oder Vermerke macht, welche nach 
$. 108 unzuläſſig find, wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark oder mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo kann ſtatt der Gefängnißſtrafe auf Haft erkannt werden. 


F. 152. 


Die Mitglieder der Vorſtände und ſonſtiger Organe der Verſicherungs⸗ 
anſtalten ſowie die das Aufſichtsrecht über dieſelben ausübenden Beamten werden, 
wenn ſie unbefugt Betriebsgeheimniſſe offenbaren, welche kraft ihres Amts zu ihrer 
Kenntniß gelangt ſind, mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebsunternehmers ein. 


$. 153. 


Die im $. 152 bezeichneten Perſonen werden mit Gefängniß, neben welchem 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann, beſtraft, wenn 
ſie abſichtlich zum Nachtheile der Betriebsunternehmer Betriebsgeheimniſſe, welche 
kraft ihres Amts zu ihrer Kenntniß gelangt waren, offenbaren, oder wenn ſie 
geheim gehaltene Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, welche kraft ihres 
Amts zu ihrer Kenntniß gelangt find, ſolange als dieſe Betriebsgeheimniſſe find, 
nachahmen. 

Thun ſie dies, um ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu 
verſchaffen, ſo kann neben der Gefängnißſtrafe auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend 
Mark erkannt werden. 

$. 154. 


Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, neben welchem auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann, wird beſtraft, wer unechte Marken 
in der Abſicht anfertigt, ſie als echt zu verwenden, oder echte Marken in der 
Abſicht verfälſcht, fie zu einem höheren Werthe zu verwenden, oder wiſſentlich 
von falſchen oder verfälſchten Marken Gebrauch macht. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher wiſſentlich ſchon einmal ver⸗ 
wendete Marken in Quittungskarten abermals verwendet oder ſolche Marken nach 
gänzlicher oder theilweiſer Entfernung der darauf geſetzten Entwerthungszeichen 
veräußert oder feilhält. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf 
Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder Haft erkannt werden. 

Zugleich iſt auf Einziehung der Marken zu erkennen, ohne Unterſchied, 
ob ſie dem Verurtheilten gehören oder nicht. Auf dieſe Einziehung iſt auch dann 
zu erkennen, wenn die Verfolgung oder Verurtheilung einer beſtimmten Perſon 
nicht ſtattfindet. 


Uebergangsbeſtim⸗ 
mungen. 
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$. 155. 


Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird be⸗ 
ſtraft, wer ohne ſchriftlichen Auftrag einer Verſicherungsanſtalt oder einer Behörde 
1. Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere Formen, welche zur 
Anfertigung von Marken dienen können, anfertigt oder an einen Anderen 
als die Verſicherungsanſtalt, beziehungsweiſe die Behörde verabfolgt, 
2. den Abdruck der in Ziffer 1 genannten Stempel, Siegel, Stiche, 
Platten oder Formen unternimmt oder Abdrücke an einen Anderen als 
die Verſicherungsanſtalt, beziehungsweiſe die Behörde verabfolgt. 
Neben der Geldſtrafe oder Haft kann auf Einziehung der Stempel, Siegel, 
Stiche, Platten oder Formen erkannt werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Ver⸗ 
urtheilten gehören oder nicht. 
$. 156. 


Für Verſicherte, welche während der erſten fünf Kalenderjahre nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes erwerbsunfähig werden und für welche während der 
Dauer eines Beitragsjahres auf Grund der Verſicherungspflicht die geſetzlichen 
Beiträge entrichtet worden find, vermindert ſich die Wartezeit für die Invaliden⸗ 
rente ($. 16 Ziffer 1) um diejenige Zahl von Wochen, während deren ſie nach⸗ 
weislich vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, jedoch innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, in einem Arbeits- oder Dienſt⸗ 
verhältniß geſtanden haben, welches nach dieſem Geſetze die Verſicherungspflicht 
begründen würde. 

Dieſe Beſtimmung findet auf die im $. 8 bezeichneten Perſonen keine An 
wendung. 

Bei Ermittelung des durchſchnittlichen Lohnſatzes (§. 9 Abſatz 3) wird für 
diejenige Zeit, um welche ſich die Wartezeit vermindert, die erſte Lohnklaſſe zu 
Grunde gelegt. 

Die Vorſchrift des F. 117 Abſatz 3 findet auf die während der erſten vier 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes freiwillig geleiſteten Beiträge keine 
Anwendung. 

$. 157. 


Für Verſicherte, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes das 
vierzigfte Lebensjahr vollendet haben und den Nachweis liefern, daß ſie während 
der, dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes unmittelbar vorangegangenen drei Kalender⸗ 
jahre insgeſammt mindeſtens einhunderteinundvierzig Wochen hindurch thatſächlich 
in einem nach dieſem Geſetze die Verſicherungspflicht begründenden Arbeits- oder 
Dienſtverhältniß geſtanden haben, vermindert fi die Wartezeit für die Alters⸗ 
rente ($. 16 Ziffer 2), unbeſchadet der Vorſchriften des §. 32, um fo viele Bei— 
tragsjahre, als ihre Lebensjahre zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes die Zahl 
vierzig überſteigen. 
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$. 158. 


Eine unter F. 17 Abſatz 2 fallende Krankheit oder militäriſche Dienſtleiſtung 
wird auch in den Fällen der $$. 156 und 157 einem Arbeits- oder Dienſt⸗ 
verhältniß gleich geachtet. Dasſelbe gilt von der Unterbrechung des Arbeits oder 
Dienſtverhältniſſes in dem Falle des $. 119, inſoweit dieſe Unterbrechung während 
eines Kalenderjahres den Zeitraum von vier Monaten nicht überſteigt. 


$. 159. 


Bei Bemeſſung der auf Grund des $. 157 zu gewährenden Altersrenten 
kommen, ſoweit es ſich um Renten handelt, welche innerhalb der erſten zehn 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zur Entſtehung gelangen, für die vor 
dem Inkrafttreten des Geſetzes liegende Zeit die Steigerungsſätze derjenigen Lohn⸗ 
klaſſe in Anrechnung, welche dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte des 
Verſicherten während der im F. 157 bezeichneten einhunderteinundvierzig Wochen 
entſprechen, mindeſtens aber die der erſten Lohnklaſſe, für die nach dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes liegende Zeit dagegen die den wirklich entrichteten Beiträgen ent⸗ 
ſprechenden Steigerungsſätze (§. 26 Abſatz 2). Bei den nach Ablauf jener zehn 
Jahre zur Entſtehung gelangenden Renten werden ſowohl für die vor, als auch 
für die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes liegende Zeit die Steigerungsſätze zu 
Grunde gelegt, welche den nach dem Inkrafttreten des Geſetzes entrichteten Bei- 
trägen entſprechen, und zwar, wenn die Beiträge in verſchiedenen Lohnklaſſen ent⸗ 
richtet ſind, nach dem Verhältniß der Zahl der in den einzelnen Lohnklaſſen 
entrichteten Beiträge. 

§. 160. 


Bei der Vertheilung der während der erſten fünfzehn Jahre nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewilligten Invaliden- und Altersrenten hat das 
Rechnungsbüreau die Verſicherungsanſtalten, in deren Bezirken der Verſicherte 
während der dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes unmittelbar vorangegangenen 
fünfzehn Jahre nachweislich in einem die Verſicherungspflicht nach dieſem Ge⸗ 
ſetze begründenden Arbeits- oder Dienſtverhältniß geſtanden hat, fo zu belaſten, 
als ob während dieſer Zeit fortlaufend Beiträge in der Lohnklaſſe I entrichtet 
worden wären. 

Jede Verſicherungsanſtalt, welcher ein Theil ſolcher Renten auferlegt werden 
foll, iſt berechtigt, nach Empfang der im F. 90 Abſatz 1 angeordneten Mittheilung 
binnen der daſelbſt vorgeſchriebenen Friſt von zwei Wochen ſich die Führung des 
Nachweiſes vorzubehalten, daß ein nach Abſatz ! zu berückſichtigendes Arbeits- oder 
Dienſtverhältniß auch im Bereiche einer anderen Verſicherungsanſtalt beſtanden 
habe. Dieſer Nachweis muß bei Vermeidung des Ausſchluſſes binnen drei Monaten 
nach Ablauf dieſer Friſt erbracht werden. 

Vor der Vertheilung ſind die nach Maßgabe der früher beſtandenen Arbeits⸗ 
oder Dienſtverhältniſſe zu belaſtenden Verſicherungsanſtalten zu hören. Erheben 


Geſetzeskraft. 
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die letzteren Widerſpruch, ſo hat das Reichs⸗Verſicherungsamt über die Berück⸗ 
ſichtigung zu beſchließen. 
F. 161. 


Die in $$. 157 und 160 bezeichneten Nachweiſe find durch Beſcheinigung 
der für die in Betracht kommenden Beſchäftigungsorte zuſtändigen unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden oder durch eine von einer öffentlichen Behörde beglaubigte Be⸗ 
ſcheinigung der Arbeitgeber zu führen. 


F. 162. 


Diejenigen Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche ſich auf die Herſtellung der 
zur Durchführung der Invaliditäts- und Altersverſicherung erforderlichen Ein⸗ 
richtungen beziehen, treten mit dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das Geſetz ganz oder 
theilweiſe in Kraft tritt, durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des 
Bundesraths beſtimmt. 

Die Beſtimmungen der $$. 99 Abſatz 2 und 121 Abſatz 2 treten in den 
17 Bayern und Wuͤrttemberg mit Zuſtimmung dieſer Bundesſtaaten 
in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
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